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Verhandlungsschrift 
 

über die  

öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
 

der Marktgemeinde  Ternberg 
 

am Dienstag, den 18.10.2016 , 
 im Sitzungssaal der Marktgemeinde Ternberg 

Beginn:  19:15 Ende: 20:45 

Anwesende 
 
1. Bürgermeister Leopold Steindler SPÖ   
2. GV Günther Steindler SPÖ   
3. GR Karl-Heinz Wimmer SPÖ   
4. GR Johann Hager SPÖ   
5. GR Heide Infanger SPÖ   
6. GR Michael Eibenberger SPÖ   
7. GR Ingrid Maerkinger SPÖ   
8. GR Markus Kern SPÖ   
9. Vbgm Jürgen Felberbauer ÖVP   
10. GV Ferdinand Großwindhager ÖVP   
11. GV Elisabeth Putz ÖVP   
12. GR Franz Wasserbauer ÖVP   
13. GR Ing. Thomas Stögmüller ÖVP   
14. GR Edith Gehring ÖVP   
15. GR Ing. Rudolf Hollnbuchner ÖVP   
16. GR Johannes Großalber ÖVP   
17. GR Georg Moser ÖVP   
18. GR Reinhold Aigner ÖVP   
19. GV Edgar Blasl FPÖ   
20. GR DI (FH) Christina Stögmann FPÖ   
21. GR Gerlind Richter FPÖ   
22. GR Mag.rer.soc.oec. Marco Vanek GRÜNE   
23. EGR Ilse Großmann SPÖ Vertretung für GR Breines-

berger Johann  
24. EGR Reinhold Gsöllpointner SPÖ Vertretung für EGR David In-

fanger  
25. EGR Manfred Kammerhuber ÖVP Vertretung für GR Birgit 

Templ  
26. AL Mag.(FH) Norbert Hochmuth  Leiter des Gemeindeamtes 
27. Ursula Sparr  Schriftführerin 

 
 

Abwesende 
 
28. GV Sabine Neu MA.MA. SPÖ entsch. am 12.10.2016 

dienstlich verhindert  
29. GR Johann Breinesberger SPÖ entsch. am 12.10.2016 

krankheitshalber verhindert  
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30. GR Birgit Templ ÖVP entsch. am 11.10.2016 beruf-
lich verhindert  

31. EGR Franz Eibenberger SPÖ entsch. am 12.10.2016 privat 
verhindert  

32. EGR Carina Hager SPÖ entsch. am 14.10.2016 privat 
verhindert  

33. EGR David Infanger SPÖ entsch. am 14.10.2016 
dienstlich verhindert  

 
Der Vorsitzende eröffnet um 19:00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a) die Sitzung von ihm einberufen wurde; 
 
b) die Verständigung sowie die Tagesordnung hierzu an alle Mitglieder zeitgerecht am 10. 

Oktober 2016 nachweislich zugestellt wurden; 
die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel wurde am gleichen Tage öf-
fentlich kundgemacht; 

 
c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 
 
d) dass die Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 14. Juli 2016   bis zur heutigen Sit-

zung zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und ge-
gen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht wer-
den können. 

 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen:  

TAGESORDNUNG 

 1 .  Prüfbericht der PA-Sitzung vom 07.07.2016 
  

 2 .  Prüfbericht der PA-Sitzung vom 29.09.2016 
  

 3 .  Nachtragsvoranschlag 2016 
  

 4 .  Kanalbau BA 13 Trattenbach - Klage gegen die Fa. Gebr. Haider & Co Hoch- und 
Tiefbau GmbH; Beschluss eines Vergleichs 

  
 5 .  Bank Austria - Änderungen der Darlehenskonditionen 

  
 6 .  Kindergartenzugang - Beschluss einer Vereinbarung mit der Pfarre bezüglich Neu-

regelung 
  

 7 .  Projekt "Kindergarten - Neuerschließung"; Beschluss des Finanzierungsplanes 
  

 8 .  Ehrungen 
  

 9 .  Natur Aktiv Weg Ennsufer - Abschluss eines Gestattungsvertrages mit Familie 
Schneckenleitner 

  
 10 .  Natur Aktiv Weg Ennsufer - Kooperationsvertrag 

  
 11 .  Natur Aktiv Weg Ennsufer - Finanzierung 

  
 12 .  Infrastrukturbeitrag - Beschluss des Vertrages für die Flächenwidmungsplanände-

rung 4.47 (Fürweger Walter) 
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 13 .  Neuplanungsgebiet - Entwicklungsflächen Ternberg West/Ebenboden - Strukturplan 

  
 14 .  Neuplanungsgebiet  "FWP Zweitwohnungsgebiete" 

  
 15 .  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.47 und ÖEK-Änderung Nr. 1.23 (Fürweger 

Walter) - Genehmigungsbeschluss 
  
 16 .  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.48 (Schilcher Harald) - Genehmigungsbe-

schluss 
  
 17 .  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.49 (Kabel-TV Betriebs GmbH) - Einleitungs-

beschluss 
  
 18 .  Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.50 (ÖBB-Immobilienmanagement GmbH) - 

Einleitungsbeschluss 
  
 19 .  Werfner -  Verordnung für die Widmung einer Straße für den Gemeingebrauch und 

ihre Einreihung als Güterweg und Benennung 
  
 20 .  Brunndorfstraße - Verordnung für die Widmung einer öffentlichen Verkehrsfläche für 

den Gemeingebrauch und ihre Einreihung als Gemeindestraße und Benennung 
  
 21 .  Pessl - Verordnung für die Widmung einer öffentlichen Verkehrsfläche für den Ge-

meingebrauch und  ihre Einreihung als Güterweg und Benennung 
  
 22 .  Reitner - Verordnung für die Widmung einer öffentlichen Verkehrsfläche für den 

Gemeingebrauch und ihre Einreihung als Güterweg und Benennung 
  
 23 .  Bogenhub - Verordnung für die Widmung einer öffentlichen Verkehrsfläche für den 

Gemeingebrauch und ihre Einreihung als Güterweg und Benennung 
  
 24 .  Allfälliges 

  

1.Prüfbericht der PA-Sitzung vom 07.07.2016 
 
Sachverhalt: 
GR Mag. Vanek verliest den nachstehenden Bericht wie folgt. 

B E R I C H T 
 

über die angesagte Prüfung der Gebarung der Marktgemeinde Ternberg 
am 07.07.2015 durch den Prüfungsausschuss gemäß § 91 der O.ö. Gemeindeordnung 

1990. 

Anwesende 
   

1. GR Mag.rer.soc.oec. Marco Vanek GRÜNE   
2. GR DI (FH) Christina Stögmann FPÖ   
3. EGR Markus Wührer ÖVP   
4. GR Ing. Rudolf Hollnbuchner ÖVP   
5. GR Ing. Thomas Stögmüller ÖVP   
6. EGR Franz Eibenberger SPÖ   
7. Bürgermeister Leopold Steindler SPÖ   
8. Ursula Aigner Schriftführerin 
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Abwesende 
 

1. EGR Reinhold Gsöllpointner SPÖ entschuldigt Ersatzmitglied 
2. EGR Hildegard Kleinhagauer SPÖ entschuldigt SPÖ-Ersatzmitglied 
3. AL Mag.(FH) Norbert Hochmuth entschuldigt Leiter des Gemeindeamtes 

 
 

Beginn der Prüfung:  19:50 Uhr 

Ende der Prüfung: 20:40 Uhr 

Letzte Prüfung: Die letzte Prüfung der Gemeindegebarung durch den Prüfungsaus-
schuss hat am 21.04.2016 stattgefunden. 

TAGESORDNUNG 

1 .  Situation Bauhof  
 2 .  Überstunden Gemeindebedienstete – Statusbericht per 30.06.2016 

     3.  Allfälliges  
 

1.Situation Bauhof 
 
Der Prüfungsausschuss informierte sich über die Struktur und Organisation, sowie die Zu-
ständigkeiten des Bauhofes 
Bauhofleiter ist Hermann Klausriegler,  Betriebselektriker: Anton Felbauer, Bauhofmitarbei-
ter:  Rudolf Johanek, Wasserwart: Reinhold Aigner. 
Die regelmäßigen Arbeiten werden selbständig von den Bauhofmitarbeitern durchgeführt. 
Jeden Montag gibt es mit AL Hochmuth eine Dienstbesprechung, bei der außerordentliche 
Arbeiten besprochen werden.  
Die Bauhofmitarbeiter sind für die Wartung und den ordnungsgemäßen Betrieb sämtlicher 
Anlagen der Gemeinde wie  Amt, Bildungshaus Trattenbach, Öffentliches WC, Leichenhalle, 
Bauhof, Freibad, Posthaus, Kläranlage, Kindespielplatz, JUZ, usw. zuständig.  
 
Einen detaillierten Stellenplan bzw. Beschreibung der Tätigkeiten der einzelnen Mitarbeiter 
gibt es nicht. Bestandslisten der Gerätschaften sind bei einem Anschaffungswert von über € 
400,00 vorhanden. Betreffend Projekt Bauhof NEU wurde das Förderansuchen 2014 einge-
reicht, jedoch aufgrund einer Prioritätenreihung der geplanten Projekte die Durchführung 
zurückgestellt.  
 
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden sich selbst ein Bild über die Arbeit und Ge-
bäude des Bauhofes machen und in den nächsten Monaten einzelne Standorte besichtigen. 
 
Der Prüfungsausschuss regt an, die Arbeit des Bauhofes den Gemeindebürgern näher zu 
bringen. Vorgeschlagen wird, in der Gemeindezeitung einen Tätigkeitsbericht zu veröffentli-
chen.  
 
 

2.Überstunden Gemeindebedienstete - Statusbericht per 30.6.2016 
 
Eine Aufstellung der derzeitigen Überstunden/Mehrstunden wurde dem Prüfungsausschuss 
vorgelegt. Die Anzahl der Stunden zeigt keine besonderen Unregelmäßigkeiten auf. Jene 
Mitarbeiter, welchen eine elektronische Zeiterfassung zur Verfügung steht, haben monatlich 
einen Gleitzeitrahmen von 20 h. Die angefallenen Überstunden müssen bis Jahresende aus-
geglichen werden. Einzelne Mitarbeiter weisen einen überhöhten Reststundenbestand auf, 
die wegen der Mitarbeit an größeren Bauprojekten entstanden sind. Eine schrittweise Redu-
zierung wird angestrebt. 
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3.Winterdienst 2015/16 - Überprüfung der Endabrechnung 
 
Die Abrechnung 2015/16 der Firma Großteßner-Hain wird vorgelegt. Der Einsatz von Streu-
salz orientiert sich an den Richtlinien für Streu- und Räumordnung. Bei der nächsten PA-
Sitzung soll eine Abrechnung der Firma Großteßner-Hain vorgelegt werden, um dem Ge-
meinderat bei der Vorgangsweise der Vertragsverhältnisse eine Empfehlung über die weitere 
Vorgangsweise betreffend Winterdienst geben zu können. 
 
Beschlussantrag: 
GR Mag. Vanek stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Prüfbericht der Prü-
fungsausschusssitzung vom 07.07.2016 wie vorgetragen beschließen. 
 
Wortmeldung GV Blasl: 
Er merkt an, dass der Absatz über die Information über die Arbeiten der Bauhofmitarbeiter 
an die Gemeindebürger ein Witz ist. Er fragt, wer dies erheben soll, vielleicht der Amtsleiter 
und warum den Bürgern näher bringen. Das ist reine Arbeitsbeschaffung für die Amtsleitung, 
er lehnt das ab. Weiters sieht er es als Degradierung der Bauhofarbeiter und er lehnt dies 
kategorisch ab. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er erklärt, dass man den Bürgern näher bringen soll, was die Bauhofarbeiter für Arbeiten 
erledigen. Man sollte dies nicht überbewerten. 
 
Wortmeldung Vize-Bgm. Felberbauer:  
Er fragt, wie hoch die Winterdienstkosten letzte Saison waren. Er kann dies aus dem Bericht 
nicht herauslesen. 
 
Wortmeldung GR Mag. Vanek: 
Er teilt mit, dass sie verhältnismäßig niedrig waren auf Grund der milden Witterung. 
 
Wortmeldung AL Mag. Hochmuth: 
Er teilt mit, dass im Jahr 2015 folgende Winterdienstkosten angefallen sind: 16.000,-- Mate-
rialkosten (Salz und Splitt), 85.000,-- für Großteßner- Hain Hubert und 39.000,-- Räumkosten 
auf Gemeindestraßen inkl. Anteil an Landesstraßen, plus der anschließenden Kehrung. 
 
Wortmeldung GR Mag. Vanek: 
Er erklärt GV Blasl, dass es nicht nur seine Idee war, sondern von allen Mitgliedern ge-
wünscht wurde. Es soll die Vielfalt der Tätigkeiten dargelegt werden, sonst nichts. 
 
Wortmeldung GR DI Stögmann: 
Sie teilt mit, dass es um besondere Projekte wie z.B. Nachmittagsbetreuung geht, wo die 
Gemeindearbeiter auch immer involviert sind. Sie kann sich nicht erinnern, dass darüber 
gesprochen wurde, dies in die Gemeindezeitung zu schreiben. 
 
Wortmeldung GR Großwindhager: 
Er spricht sich dafür aus, dass dies nicht in der Gemeindezeitung publiziert wird. 
 
Wortmeldung GR Ing. Hollnbuchner: 
Er ergänzt dazu, dass die vielfältigen Tätigkeiten der Bauhofarbeiter dargestellt werden. Dies 
soll aber keine Kontrolle sein, was sie tun, dies muss ohnehin die Gemeindeleitung machen. 
Die Leute sollen wissen, was alles zu tun ist. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
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2.Prüfbericht der PA-Sitzung vom 29.09.2016 
 
Sachverhalt: 
GR Mag. Vanek verliest den vorliegenden Bericht wie folgt: 
 

B E R I C H T 
 

über die angesagte Prüfung der Gebarung der Marktgemeinde Ternberg 
am 29.09.2016 durch den Prüfungsausschuss gemäß § 91 der O.ö. Gemeindeordnung 

1990. 

Anwesende 
   

 1. GR Mag.rer.soc.oec. Marco Vanek GRÜNE  
 2. GR DI (FH) Christina Stögmann  FPÖ  
 3. EGR Markus Wührer ÖVP 
 4. GR Ing. Thomas Stögmüller ÖVP 
 5. GR Karl-Heinz Wimmer  SPÖ 
 6. EGR Franz Eibenberger  SPÖ 
 7. EGR Ing. Franz Derfler  ÖVP 
 8. Bürgermeister Leopold Steindler  SPÖ  
 9. AL Norbert Hochmuth  Leiter des Gemeindeamtes 
10.Ursula Aigner   Schriftführerin 
 

Abwesende 
 

1. GR Ing. Rudolf Hollnbuchner ÖVP  entschuldigt  

 
Beginn der Prüfung:  18:00 Uhr 

Ende der Prüfung: 19.55 Uhr 

Letzte Prüfung:           Die letzte Prüfung der Gemeindegebarung durch den Prüfungsaus- 
 schuss hat am 07.07.2016 stattgefunden. 
 

TAGESORDNUNG 

1. Situation Bauhof – Besichtigung  
2. Prüfbericht der BH – Rechnungsabschluss 2015 Gemeinde + VFI 
3. Prüfbericht der BH – Voranschlag 2016 Gemeinde + VFI  
4. Allfälliges  

 
 

1. Situation Bauhof Besichtigung  

Die Mitglieder vom Prüfungsausschuss machten sich vor Ort ein Bild vom derzeitigen Istzu-
stand des Bauhofes. Nach Meinung des Prüfungsausschusses befindet sich der Außen- und 
Innenbereich des Bauhofes in einem sicherheitstechnisch äußerst bedenklichen Zustand.  
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Einige dieser Mängel/Beanstandungen sind: 

 Die Holzleiter im Bereich des Salzsilos gehört erneuert.  

 Die Eisengitter, Eisenteile, sonstige Baumaterialien gehören witterungsbeständig und 

ihrer Verwendung entsprechend sicher gelagert (desolate Holzpaletten).  

 Im Innenbereich gehören die Regale mit der max. Fachbodenbelastung beschriftet.  

 Die Geländer bei den Treppenaufgängen im inneren Lagerbereich sind nicht stabil 

genug.  

 Einige Materialien sind unsachgemäß und „gefährlich“ gelagert. 

 
Der Prüfungsausschuss rät daher BM Steindler und AL Norbert Hochmuth den gesetzlichen 
Zustand herzustellen, da die Gemeinde bei Arbeitsunfällen, verursacht durch diese Mängel, 
in Haftung genommen werden kann.  
 
Der Prüfungsausschuss beauftragte daher BM Steindler und AL Hochmuth gemeinsam mit 
dem Bauhofleiter ein Konzept zu Verbesserung des Sicherheitszustandes zu erstellen. Wenn 
nötig, soll auch eine externe fachkundliche Unterstützung beigezogen werden. 
 
Der ausstehende Energieausweis für den Bauhof soll demnächst eintreffen und dem Prü-
fungsausschuss bei einer der nächsten Sitzungen zur Kenntnis gebracht werden.  
 
In der letzten Ausschusssitzung regte der Prüfungsausschuss einen Tätigkeitsbericht der 
Bauhofmitarbeiter zu erstellen. Verschiedene Varianten werden bei einer der ersten Sitzun-
gen des Prüfungsausschusses im Jahr 2017 im Zuge des Rechnungsabschlusses vorberei-
tet. Hierfür werden Auswertungen aus dem Wirtschaftsprogramm im Zuge der Vergütungs-
buchungen zwischen den Verwaltungszweigen herangezogen.  
 
 
 

2. Prüfbericht der BH – Rechnungsabschluss 2015 Gemeinde + VFI 

 

Prüfungsbericht zum Rechnungsabschluss 2015 
der Marktgemeinde Ternberg 

 

Ordentlicher Haushalt: 
 

Wirtschaftliche Situation: 
Der ordentliche Haushalt schließt inklusive Abwicklung des Vorjahresergebnisses mit einem 
Überschuss in der Höhe von 47.151 Euro ab.  
 
Entwicklung der wesentlichen Einnahmen und Ausgaben im Vergleich zum RA des 
Vorjahres 
 

  2014 2015 
+ günstiger 

- ungünstiger 

Ordentliches Haushaltsergebnis 11.158 47.151 35.993 

Einnahmen       
Einnahmen Ertragsanteile (KZ11) 2.648.276 2.752.511 104.235 

Finanzzuweisung § 21 FAG 2.613 0 -2.613 

Strukturhilfe 0 0 0 

Einnahmen Gemeindeabgaben (U920) 989.964 1.021.379 31.415 

Einnahmen Benützungsgebühren (KZ12) 753.240 781.120 27.879 

Einnahmen aus Leistungen (KZ 13) 84.382 130.755 46.373 
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Ausgaben       
Personalausgaben inkl. Pensionen * 1.048.901 1.116.105 67.205 

Gebrauchs- u. Verbrauchsgüter * 255.033 268.656 13.622 

Verwaltungs- u. Betriebsaufwand * 720.342 496.839 -223.504 

Nettoaufwand Schuldendienst 122.260 186.211 63.951 

Sozialhilfeverbandsumlage 782.544 817.950 35.405 

Krankenanstaltenbeitrag abzgl. Rückz. 568.295 576.936 8.641 

        

Nettoaufwand VS ² (ohne Gastschulbeiträge) 0 -109.549 -109.549 

Nettoaufwand HS ² (ohne Gastschulbeiträge) 0 -130.890 -130.890 

bezahlte Gastschulbeiträge (VS, HS) 41.647 40.103 -1.544 

vereinnahmte Gastschulbeiträge (VS, HS) 18.027 20.955 -2.928 

        

Liquiditätszuschuss Gemeinde-KG 5.241 23.370 -18.129 

* lt. Nachweis (Beilage zum RA) 
² Nettoaufwand = Ausgaben inkl. Investitionen; ohne Darlehensrückz., Mieten für KG, Rücklagenbewegungen und Leasing für 
Immobilien abzüglich Einnahmen [gleiche Berechnungsweise wie für Benko] beim Kindergarten ohne Aufwand für den Trans-
port der Kinder 

 

Ausblick auf die nächsten Jahre 
Dank einer Steigerung der Steuerkraft durch höhere Einnahmen aus Gemeindeertragsantei-
len und Gemeindeabgaben konnte die Marktgemeinde wiederum einen Ausgleich im or-
dentlichen Haushalt erzielen.  
Positiv wirkte sich auch der Rückgang im Bereich des laufenden Verwaltungs- und Betriebs-
aufwandes auf, der vorrangig auf geringere Instandhaltungsausgaben in Folge weniger Ka-
tastrophenschadensbehebungen zurückzuführen ist.  
Ebenso hatte die Marktgemeinde Ausgabeverringerungen durch niedrigere Transferzahlun-
gen an den Kindergartenbetreiber zu verzeichnen, die sich in der Kindergartengebarung mit 
einer Reduktion des Abganges in Höhe von rd. 85.000 Euro niederschlugen.  
 
Mit den Einnahmeerhöhungen und Ausgabeverringerungen konnten die Mehrausgaben, die 
vor allem aus einem gestiegenen Personalaufwand, auf höhere Schuldendienste und einer 
höheren Umlagentransferzahlung an den Sozialhilfeverband resultierten, bedeckt werden.  
 
Ziel der Marktgemeinde muss es sein, den Haushaltsausgleich nachhaltig abzusichern.  
 

Verwendung von zweckgebundenen Einnahmen: 
Die zweckgebundenen Einnahmen wurden zum Teil an den außerordentlichen Haushalt wei-
tergeleitet (rd. 133.200 Euro) oder den Rücklagen zugeführt (rd. 31.800 Euro). 
 

Zuführungen an den außerordentlichen Haushalt: 
Insgesamt wurden Zuführungen in einer Gesamthöhe von 393.508 Euro getätigt.  
 
Darin sind Verrechnungsbuchungen in Höhe von 240.644 Euro und 133.235 Euro an zweck-
gebundenen Einnahmen enthalten.  
 
Der Anteil der Zuführungen aus allgemeinen Mitteln beträgt daher 19.628 Euro.  
 
Rückführungen aus dem außerordentlichen Haushalt 
Die Marktgemeinde hat 240.644 Euro vom außerordentlichen Haushalt an den ordentlichen 
Haushalt rückgeführt. Bei diesem Betrag handelt es sich um die Umbuchung von Darle-
hensmitteln, die mittelfristig für eine Vor- und Zwischenfinanzierung von Fehlbeträgen der 
Kanalbauabschnitte BA 11 bis 13 verwendet wurden und nunmehr diesen Kanalbauabschnit-
ten zugeordnet wurden.  
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Investitionen: 
Es wurden Investitionen in Höhe von insgesamt 43.484 Euro über den ordentlichen Haushalt 
finanziert. Im Vergleich zum vorangegangenen Jahr bedeutet dies eine Verringerung in Höhe 
von rd. 15.616 Euro. Die Investitionen beanspruchen somit 0,7 Prozent der ordentlichen Ein-
nahmen.  
 
Die höchsten Investitionen fielen für 25 Bausätze für PCs, einer Soundmaschine und einer 
Microanlage in der Hauptschule (15.400 Euro), Stühle, einen Tresor, einen Scanner und 
Bildschirme sowie die Errichtung eines Hotsports im Marktgemeindeamt (6.500 Euro) an.  
 

Instandhaltungsmaßnahmen: 
Der Instandhaltungsaufwand, der über den ordentlichen Haushalt abgewickelt wurde, betrug 
rd. 202.200 Euro und vereinnahmte somit 3,4 Prozent der ordentlichen Einnahmen. Gegen-
über dem Vorjahr sanken die Ausgaben um rd. 58.200 Euro, liegen allerdings um rd. 58.200 
Euro über den durchschnittlichen Ausgaben der letzten fünf Jahre. 
 
Bei der Berechnung des Instandhaltungsaufwandes wurden Einnahmen aus Katastrophen-
fonds-mittel gegengerechnet. Diese betrugen im Jahr 2015 rd. 27.400 Euro, womit der In-
standhaltungsaufwand nach einem Hochwasser auf Güterwegen (rd. 37.400 Euro) zum Teil 
bedeckt werden konnte.  
Neben diesen Ausgaben für die Behebung von Katastrophenschäden fielen vor allem In-
standhaltungsmaßnahmen auf Gemeindestraßen und Güterwegen (rd. 28.900 Euro), an 
Wasseranlagen (rd. 9.000 Euro), an Kanalanlagen (rd. 18.800 Euro), an Fahrzeugen (rd. 
13.100 Euro) und an der öffentlichen Beleuchtung (rd. 36.500 Euro) an. Zu den Instandhal-
tungsausgaben an der öffentlichen Beleuchtung wird darauf hingewiesen, dass es sich bei 
einem Großteil dieser Ausgaben um die Finanzierungsraten für das Energiecontracting han-
delt (rd. 31.800 Euro). Diese Ausgaben sind in Zukunft nicht dem Instandhaltungsaufwand 
zuzurechnen, sondern unter der Haushaltspost „703“ zu verrechnen.  
Dass trotz der Zugehörigkeit der Marktgemeinde zum Wegerhaltungsverband Instandhal-
tungsausgaben auf Güterwegen in Höhe von rd. 13.000 Euro angefallen sind, ist fast aus-
schließlich darauf zurückzuführen, dass auf diesem Konto die Böschungsmäharbeiten ver-
rechnet werden.  

 
Freiwillige Ausgaben: 
Der vorgegebenen Förderrahmen wurde bei Gesamtausgaben von 50.923 Euro bzw. 
14Euro/Einwohner eingehalten. Eine Liste der freiwilligen Ausgaben ohne Sachzwang liegt 
diesem Bericht bei. 
 

Rücklagen: 
Der Rücklagenstand änderte sich im Finanzjahr 2015 wie folgt: 
 

Rücklagen 
Beginn 
Finanzjahr (Euro) 

Ende 
Finanzjahr (Euro) 

Kanal 85.480 117.292 

Kultur  3.628 4.314 

Gesamtsumme Rücklagen 89.107 121.605  

 

Steuer- und Gebührenrückstände: 
Zum Jahresende waren rd. 135.900 Euro an öffentlichen Abgaben bzw. Gebühren bzw. Kos-
tenersätzen ausständig. Die offenen Rückstände waren zum Prüfungszeitpunkt zum Großteil 
beglichen bzw. sind bei den noch aushaftenden Beträgen Zahlungserleichterungen verein-
bart oder ein entsprechendes Mahnverfahren eingeleitet worden.  
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Fremdfinanzierungen: 
 

Schuldenart Schuldenstand Ende Finanzjahr 

Schuldendienst - mehr als 50 % aus allgemeinen De-
ckungsmitteln 

570.302 

Schuldendienst für Einrichtungen mit jährlichen Ein-
nahmen von mind. 50 % der Ausgaben 

7.763.807 

Schulden für andere Gebietskörperschaften  
(dzt. nicht belastend) 

270.736 

Schulden je Einwohner  2.566 

 
Der Schuldenstand hat sich gegenüber dem vorangegangenen Jahresende von rd. 
9.048.600 Euro auf rd. 8.604.800 Euro reduziert. Im Finanzjahr 2015 ergab sich eine Neu-
verschuldung durch die Aufnahme niederverzinster Darlehen in Höhe von 161.200 Euro und 
unverzinster Darlehen in Höhe von 38.500 Euro.  
Die Höhe des Nettoschuldendienstes betrug 186.210 Euro, womit er mit rd. 3,1 Prozent an 
den Einnahmen des ordentlichen Haushaltes beteiligt war. Dies stellt zum Vorjahr eine Erhö-
hung von 63.951 Euro dar. 
Der Grund für den gestiegenen Nettoschuldendienst liegt vor allem darin, dass Annuitäten-
zuschüsse für ein Kanalbaudarlehen (BA 13) nicht mehr gewährt wurden. Wie eine Erhe-
bung ergab, weist dieser Kanalbauabschnitt noch Mängel auf, weshalb bislang keine Kollau-
dierung vorgenommen werden konnte. Die Kostentragung für diese Mängelbehebung ist 
derzeit Gegenstand einer Gerichtsverhandlung. Wegen des fehlenden Nachweises in Form 
der Kollaudierungsniederschrift wurden die Förderungen des Bundes vorerst ausgesetzt.  
 
Für die Inanspruchnahme des Kassenkredites hatte die Marktgemeinde Zinsaufwendungen 
in einer Höhe von rd. 500 Euro zu verzeichnen. Nach wie vor hoch sind die Geldverkehrs-
spesen, die sich gegenüber dem Finanzjahr 2014 sogar um rd. 1.100 Euro gesteigert haben. 
Auf unsere Prüfungsfeststellungen zu vergangenen Rechnungsabschlüssen hinsichtlich ei-
ner Senkung dieser Spesen wird verwiesen.  
 
Die Höhe der Haftungen, welche die Marktgemeinde für Wasserverbands- und KG-Darlehen 
übernommen hat, hat sich von 2.441.900 Euro auf 1.789.600 Euro reduziert. 
 

 
Personalaufwendungen: 
Die Personalausgaben betrugen insgesamt 1.116.105 Euro (inkl. Pensionen), womit rd. 18,8 
Prozent der ordentlichen Einnahmen zu deren Finanzierung herangezogen werden mussten. 
Verglichen mit dem vorangegangenen Jahr bedeutet dies eine Erhöhung von 67.205 Euro 
oder 6,4 Prozent. Die Erhöhung ergab sich neben den allgemeine Bezugserhöhung bzw. 
geplanten Vorrückungen hauptsächlich aus folgenden Erhöhungen: 
 

      Differenz  

  2014 2015 in Prozent In Euro 

Beamte 57.146 58.046 1,57 900 

VB I 281.193 313.735 11,57 32.541 

VB II 309.694 325.851 5,22 16.157 

ganzj Ang. 4.340 4.340 0,00 0 

ganzj. Arb. 603 0 -100,00 -603 

nicht ganzj. Ang. 14.399 4.805 -66,63 -9.594 

nicht ganz. Arb. 1.993 7.017 252,10 5.024 

Sachbez. 2.752 2.635 -4,27 -117 

Reisegeb. 4.823 3.466 -28,14 -1.357 
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AE 2.100 2.108 0,41 9 

Nebentätigkeit 0 2.533 100,00 2.533 

Mehrlstg. 21.458 21.878 1,95 419 

Dienstjub. 0 10.022 100,00 10.022 

Nebengeb.. 14.709 15.871 7,90 1.162 

DGB 182.104 192.361 5,63 10.257 

Freiw. Sozllstg. 14.488 7.957 -45,08 -6.531 

  911.802 972.624 6,67 60.822 

Pens. 137.099 143.482 4,66 6.383 

 
Die Gründe für die Personalkostenerhöhung im VB I-Bereich liegen in der Aufnahme einer 
zusätzlichen Bediensteten für den Hortbetrieb, jene im Bauhof in der Umreihung von Be-
diensteten der Entlohnungsstufe p2 in p1 auf Grund langjähriger Gemeindediensttätigkeit.  

 
Öffentliche Einrichtungen - Gebührenhaushalt: 
 
Ergebnisse der Betriebe

1
: 

 

Bereich 
2014 2015 

Überschuss Abgang Überschuss Abgang 

Wasserversorgung 24.354 0 20.877 0 

Abwasserentsorgung 126.875 0 68.098 0 

Abfall 4.141 0 15.225 0 

Wohn- und Geschäftsge-
bäude 

5.551 0 6.462 0 

Kinderbetreuungseinrichtung 0 -140.291 0 -130.932 

Freibad 0 -56.721 0 -57.384 

Jugendzentrum 0 -11.420 0 -15.471 

Bildungszentrum  0 -40.711 0 -9.588 

Der Betrieb der Wasserversorgung schloss mit einem Überschuss in Höhe von 20.877 Eu-
ro und hat sich damit gegenüber dem vorangegangenen Jahr um 3.477 Euro verringert. 
Ausgabenseitig haben vor allem ein höherer Wasserzins an den Wasserverband, aber auch 
gestiegene Instandhaltungsmaßnahmen, Rückersätze von Aufschließungsbeiträgen und 
Personalkosten-vergütungen zu einem Anstieg geführt. 
Obwohl die Marktgemeinde Wasseranschlussgebühren in einer Höhe von rd. 91.300 Euro 
vereinnahmt hat damit die Anschlussdichte erhöht wurde und die Benützungsgebühren ge-
genüber dem Finanzjahr 2014 angehoben wurden, sind die Jahreseinnahmen aus Benüt-
zungsgebühren nur um rd. 0,64 Prozent (oder rd. 1.100 Euro) gestiegen.  
Der Marktgemeinde waren keine konkreten Gründe für diese realen Einnahmeverluste be-
kannt. Sie hat den Gründen nachzugehen und uns bekannt zu geben.  
 
Der Betrieb der Abwasserbeseitigung schloss mit einem Überschuss in Höhe von 68.098 
Euro und hat sich damit gegenüber dem vorangegangenen Jahr um 58.778 Euro verringert. 
Der Grund dafür liegt vorrangig darin, dass die Tilgungszuschüsse für das Kanalbaudarlehen 
BA 13 nicht mehr zur Auszahlung gekommen sind. Auf die Gründe sind wir bereits einge-
gangen.  
Im Gegensatz zu den Wasserbenützungsgebühren lag bei den Kanalbenützungsgebühren 
eine Steigerung der Jahreseinnahmen um rd. 4,26 Prozent (oder rd. 16.300 Euro) vor.   
                                                
1
 Ergebnis = Einnahmen (exkl. Investitionszuschuss/Ausgleichsbuchung, Rücklagenbewegungen, 

Interessentenbeiträge) – Ausgaben (exkl. Investitionen, Rücklagenbewegungen, Gewinnentnah-
me/Ausgleichsbuchung) 
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Die Abfallentsorgung schloss mit einem Überschuss 15.225 Euro. Höhere Einnahmen aus 
Abfallgebühren als auch gesunkene Ausgaben für die Bioabfallentsorgung haben zu einer 
Verbesserung des Ergebnisses gegenüber dem Jahr 2014 um rd. 11.100 Euro geführt.  
 
Der Betrieb von Wohn- und Geschäftsgebäuden schloss mit einem Überschuss in Höhe 
von 6.462 Euro, womit zum Vergleichsjahr 2014 eine geringe Steigerung eingetreten ist.  
 
Beim Betrieb des Kindergartens (ohne Transport) entstand ein Abgang in Höhe von 
130.932 Euro, womit sich gegenüber dem vorangegangenen Jahr eine Reduktion in Höhe 
von 51.468 Euro ergab. Der Grund dafür lag einerseits in geringeren Zahlungen an den Be-
treiber (-43.700 Euro) und andererseits darin, dass keine Investitionen getätigt wurden.  
Die geringeren Zahlungen an den Betreiber sind darauf zurückzuführen, dass die Gebarung 
der Krabbelstube nunmehr auf einem eigenen Haushaltsansatz 2408 verrechnet wird und 
damit Ausgaben, die bisher unter dem Haushaltsansatz „2400“ verrechnet wurden, dem 
Haushaltsansatz 2408 zugeordnet werden.  
 
Der Betrieb des Freibades verursachte einen Abgang in Höhe von 57.384 Euro, womit ge-
genüber dem vorangegangenen Jahr eine geringfügige Verschlechterung von rd. 700 Euro 
eingetreten ist.  
 
Der Betrieb des Jugendzentrums verursachte einen Abgang in Höhe von 15.471 Euro, der 
damit gegenüber dem Jahr 2014 um rd. 4.100 Euro gestiegen ist. Der Grund liegt ausgaben-
seitig in den Zahlungen an den Jugendzentrumsverband und einnahmeseitig in den fehlen-
den Zuschüssen des Landes OÖ, die im Jahr 2014 noch rd. 2.100 Euro betrugen, und die 
nunmehr direkt an den Betreiber (Jugendzentrumsverband) überwiesen werden.  
 

Feuerwehrwesen: 
Die fünf Freiwilligen Feuerwehren wurden von der Marktgemeinde im Jahr 2014 mit insge-
samt 69.021 Euro bezuschusst. Gemessen an der Einwohnerzahl der Marktgemeinde er-
rechnet sich daraus ein Pro-Kopf-Aufwand in Höhe von 19,58 Euro2, womit der Bezirks-
durchschnitt überschritten wurde.  
Die Ausgaben sind künftig dem Bezirksdurchschnitt von 14 Euro anzupassen. 
Die Ausgabensteigerung und Abweichung zum Voranschlagsbetrag beim Ansatz „163100 – 
FF Ternberg“ um rd. 4.200 Euro ist auf Wassertransporte, die von der Freiwilligen Feuerwehr 
in Folge Wasserknappheit durchgeführt werden musste, zurückzuführen.  
 

Weitere wesentliche Feststellungen: 
Das Ergebnis aus dem Betrieb einer Krabbelstube wurde im Rechnungsabschluss 2015 
erstmals gesondert unter einem eigenen Haushaltsansatz verrechnet und errechnet sich 
daraus ein Fehlbetrag in Höhe von 24.125 Euro, der aus der Zahlung an die extern vergebe-
ne Betriebsführung resultiert.  
 

Außerordentlicher Haushalt: 
Der außerordentliche Haushalt schließt bei Aufrechnung aller Überschüsse und Abgänge der 
einzelnen Vorhaben mit einem Soll-Abgang in Höhe von 201.336 Euro, der sich wie folgt 
zusammensetzt: 
 

Vorhaben Überschuss Abgang Vorerst bedeckt durch 
Fördermittel 
gesichert 

Erschließung Buch-
berger   8.611 

Rücklagenmittel/Soll 
Überschuss oH nein 

Erschließung 
Schaupp   3.879 

Rücklagenmittel/Soll 
Überschuss oH nein 

                                                
2
 Pro-Kopf-Aufwand = [Ausgaben (exkl. Investitionen, Darlehenstilgungen, Kreditzinsen, Mietzinsen) – 

Einnahmen (exkl. Mieteinnahmen)] / Einwohner Stichtag letzte Gemeinderatswahlen. 
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Erschließung Sparr   200.237 
Rücklagenmittel/Soll 
Überschuss oH nein 

Sanierung Zeughaus   5.465 
Rücklagenmittel/Soll 
Überschuss oH nein 

Löschwasserbehälter 1.166       

Erweiterung Probe-
raum Musik Tratten-
bach   544 

Rücklagenmittel/Soll 
Überschuss oH nein 

Neuerrichtung Glo-
ckersteg   3.583 

Rücklagenmittel/Soll 
Überschuss oH nein 

Straßenbau 2015-
2017 2.284       

Wildbachverbauung 
Trattenbach   57 

Rücklagenmittel/Soll 
Überschuss oH   

Sanierung Marien-
platz   40.319 

Rücklagenmittel/Soll 
Überschuss oH   

Zwischenfinanzierung 57.928       

Leitungskataster   21 
Rücklagenmittel/Soll 
Überschuss oH   

 
61.379 262.715 

  

 
Saldo (Soll) -201.336 

  

 
Saldo (Ist) -141.285 

  

 
bedeckt durch   

  

 
Rücklagenmittel 121.605 

  

 

Soll Über-
schuss oH 43.160 

   
Zur Differenz zwischen dem Soll Abgang und Ist Abgang resultiert vor allem daraus, dass die 
Marktgemeinde mit Zahlungen an den Wasserverband mit rd. 86.000 Euro im Rückstand 
war. 
 
Die Erschließung der Grundstücke soll mit Infrastrukturkostenbeiträgen erfolgen, die zwar 
veranschlagt waren, jedoch nicht bezahlt wurden. Laut Auskunft der Marktgemeinde erfolgte 
die Rechnungslegung der Erschließungskosten zur Gänze an die Marktgemeinde. Die Auf-
teilung und Vorschreibung der auf die einzelnen Interessenten entfallenden Kostenanteile ist 
derzeit im Gange. Jene Anteile, die dann noch auf die Marktgemeinde selbst entfallen, sind 
in zukünftigen Budgetplanungen zu berücksichtigen.  
 
Die Bedeckung der Ausgaben zur Ausfinanzierung des Fehlbetrages beim Kanalbauvorha-
ben Marienplatz wird über Interessentenbeiträge erfolgen.  
 

Maastricht-Ergebnis: 
Die Marktgemeinde erzielte 2015 ein Maastricht-Ergebnis in Höhe von – 411.288 Euro. 
Hiermit leistete sie keinen Beitrag zum österreichischen Stabilitätspakt. 
 
Die Ursache liegt einerseits in unfinanzierten Ausgaben der Vermögensgebarung, anderer-
seits aus der hohen Schuldentilgung im Bereich der betrieblichen Einrichtungen.  
 
Die Marktgemeinde hat nach Möglichkeit ihren Beitrag zum österreichischen Stabilitätspakt 
zu leisten. 
 

Feststellungen zur Ordnungsmäßigkeit: 
Unter Haushaltsstelle 1/211000/564000 wurden Ausgaben für Nebentätigkeiten verrechnet. 
Da es sich dabei nicht um Nebentätigkeiten von Gemeindebediensteten handelt, sondern 
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eine Abrechnung der Diakonie für eine Schulassistenz, wären diese Ausgaben unter der 
Haushaltspost „757“ dazustellen und zu verrechnen. 
 

Schlussbemerkung: 
Der Marktgemeinde-Rechnungsabschluss 2015 wird unter Hinweis auf die angeführten Fest-
stellungen zur Kenntnis genommen. 

 
Feststellungen zum Rechnungsabschluss 2015 die „Verein zur Förde-
rung der Infrastruktur der Marktgemeinde Ternberg & Co KG“: 
 
Der Rechnungsabschluss dieser Gesellschaft liegt dem Rechnungsabschluss der Marktge-
meinde bei. Der KG-Rechnungsabschluss wurde durchgesehen, allerdings selbst nicht einer 
vollständigen Überprüfung unterzogen. 
 
Der Rechnungsabschluss der KG weist im ordentlichen Haushalt einen Verlust in der Höhe 
von rd. 83.700 Euro aus. Abzüglich der Anlagenabschreibung sowie zuzüglich der Darlehen-
stilgungen3 ergibt sich insgesamt ein Gewinn in Höhe von 9.534 Euro, der an den Gemein-
dehaushalt zugeführt hätte werden können. 
Da die Marktgemeinde ohnehin am Beteiligungskonto noch einen Fehlbetrag aus eigenen 
Mitteln auszufinanzieren hat, hat sie diesen Gewinn zur teilweisen Bedeckung dieses Fehl-
betrages in der KG belassen.  
 
Die Ergebnisse der einzelnen Vorhaben bzw. Ansätze im außerordentlichen KG-Haushalt 
gliedern sich wie folgt: 
 

Vorhaben Überschuss Abgang 
Vorerst bedeckt 
durch 

Fördermittel gesi-
chert 

Sanierung NMS   389.200 Zw.finanz. 
BZ/LZ 389.2100 
bis 2017 

Zwischenfinanzierung NMS 389.200       

Sanierung FC Siro   783     

Beteiligungen/Kapitalkonto   40.094     

 
Die Finanzierung des Vorhabens ist damit gesichert. 
 
Der Fehlbetrag am Beteiligungskonto resultiert aus bisher noch nicht finanzierten Zinsen aus 
der Zwischenfinanzierung. Im Finanzjahr 2015 sind bislang vorfinanzierte Landeszuschüsse 
am Beteiligungskonto in Höhe von 23.370 Euro vereinnahmt worden. Außerdem wurde, wie 
bereits angeführt, der Gewinn aus der ordentlichen Gebarung ebenfalls zur Reduktion des 
Fehlbetrages aus 2014 (rd. 73.000 Euro) herangezogen. Der noch offene Fehlbetrag ist mit-
tels Liquiditätszuschüssen der Marktgemeinde bzw. Gewinnen aus der KG zu bedecken.  
 
Der Schuldenstand der „gemeindeeigenen KG“ beträgt am Ende des Jahres 2015 nach Dar-
lehensneuzugängen in Höhe von 389.200 Euro insgesamt rd. 502.200 Euro. Dabei handelt 
es sich bei einem Betrag in Höhe von 113.000 Euro um reine Finanzierungsdarlehen laut 
Finanzierungsplan, bei den restlichen Darlehen in Höhe von rd. 389.200 Euro um Zwischen-
finanzierungsdarlehen. Eine Rückzahlung der Zwischenfinanzierungsdarlehen ist nach der-
zeitigem Stand gesichert. 
 
Der Prüfbericht wurde den Ausschussmitgliedern vorgelegt und vollinhaltlich zur Kenntnis 
genommen 
 
 

                                                
3
 Ohne Tilgung etwaiger Zwischenfinanzierungsdarlehen. 
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3. Prüfbericht der BH – Voranschlag 2016 Gemeinde + VFI 

 

Prüfungsbericht zum Voranschlag 2016 der Marktgemeinde Tern-
berg 

 
Ordentlicher Haushalt: 
Wirtschaftliche Situation: 
Der ordentliche Haushalt wird bei Einnahmen und Ausgaben in Höhe von jeweils 5.713.000 
Euro abschließen.  
 

 
Entwicklung der wesentlichen Zahlen im Vergleich zur Vorjahresveranschla-
gung: 
 

  2015 2016 
+ günstiger 

- ungünstiger 

Ordentliches Haushaltsergebnis 0 0  

Einnahmen    

Einnahmen Ertragsanteile (KZ11) 2.694.600 2.679.900 -14.700 

Finanzzuweisung § 21 FAG 0 0 0 

Strukturhilfe 0 0 0 

Einnahmen Gemeindeabgaben (U920) 976.900 982.500 5.600 

Einnahmen Benützungsgebühren (KZ12) 782.300 809.500 27.200 

Einnahmen aus Leistungen (KZ 13) 117.200 103.600 -13.600 

Ausgaben    

Personalausgaben inkl. Pensionen * 1.052.700 1.087.800 -35.100 

Gebrauchs- u. Verbrauchsgüter * 261.900 269.700 -7.800 

Verwaltungs- u. Betriebsaufwand * 438.900 440.000 -1.100 

Nettoaufwand Schuldendienst 181.000 201.400 -20.400 

Sozialhilfeverbandsumlage 817.900 835.900 -18.000 

Krankenanstaltenbeitrag abzgl. Rückz. 577.500 604.800 -27.300 

     

Nettoaufwand VS² (ohne Gastschulbeiträge) 117.100 -120.300 -3.200 

Nettoaufwand HS² (ohne Gastschulbeiträge) -123.900 -122.800 1.100 

bezahlte Gastschulbeiträge (VS, HS) 40.100 38.500 1.600 

vereinnahmte Gastschulbeiträge (VS, HS) 21.000 18.700 -2.300 

     

Liquiditätszuschuss Gemeinde-KG 0 0 0 

 
* .... lt. Nachweis (Beilage zum VA) 
²......Nettoaufwand = Ausgaben inkl. Investitionen; ohne Darlehensrückz., Mieten für KG, Rücklagenbewegungen 
und Leasing für Immobilien abzüglich Einnahmen [gleiche Berechnungsweise wie für Benko] beim Kindergarten 
ohne Aufwand für den Transport der Kinder 

 

Wie bereits in den Vorjahren festgehalten, muss in der Haushaltsgebarung auch weiterhin 
das Hauptaugenmerk auf den Schuldenabbau gerichtet sein. Dafür sind ebenso die Rückla-
gen zweckentsprechend und unter Berücksichtigung der Liquidität heranzuziehen. 
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Verwendung von zweckgebundenen Einnahmen: 
 

Einnahmen IB AB Gesamt 
Zuführungen Zuführungen Investitionen 

o.H 
Verbleib 
o.H 

a.o.H Rücklage 

Straßen 4.900 5.600 10.500 10.000     500 

Wasser 15.000 700 15.700 14.200     1.500 

Kanal 25.000 1.900 26.900 0 24.900 100 1.900 

Gesamt 44.900 8.200 53.100 24.200 24.900 100 3.900 

 
Für die Marktgemeinde werden aus den Sektoren Straße, Wasser sowie Kanal, Einnahmen 
in der Höhe von 53.100 Euro an zweckgebundenen Mitteln veranschlagt. Diese werden bis 
auf 3.900 Euro entweder den entsprechenden Rücklagen oder dem außerordentlichen 
Haushalt zugeführt. 
Die im ordentlichen Haushalt verbleibenden Mittel sind ebenso zweckentsprechend für In-
vestitionen oder als Rücklage zu verwenden. 
 
Zuführungen an den außerordentlichen Haushalt: 
Die Zuführungen von Mitteln des ordentlichen Haushaltes an außerordentliche Vorhaben 
werden insgesamt 257.300 Euro betragen. Darin sind zweckgebundene Einnahmen in der 
Höhe von 24.200 Euro enthalten. Die restliche Summe in Höhe von 233.100 Euro ist aus 
allgemeinen Mitteln zu lukrieren.  
 
Investitionen: 
Über den ordentlichen Haushalt sollen Investitionen in einer Gesamthöhe von 9.300 Euro 
getätigt werden. Zum Vorjahr stellt dies eine Reduzierung von 42.000 Euro dar. 
 
Instandhaltungsmaßnahmen: 
Die Instandhaltungsmaßnahmen werden zusammengerechnet 173.500 Euro betragen. Die-
se Ausgaben binden somit 3 Prozent der ordentlichen Gesamteinnahmen. Damit befinden 
sie sich im Rahmen der durchschnittlichen Ausgaben der letzten fünf Jahre. 
Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet dies eine Erhöhung um 11.000 Euro, da beim Sektor Ab-
wasser Sanierungen im Bereich Schachtabdeckung, Pumpwerkverbindung und Explosions-
schutzdokument (+ 14.900 Euro) sowie im Bereich der Wasserversorgung Instandhaltungen 
und Wechsel bei den Wasserzählern (+ 2.600 Euro) veranschlagt wurden. 
 
Freiwillige Ausgaben: 
Der aufsichtsbehördlich vorgegebene Rahmen für freiwillige Ausgaben ohne Sachzwang 
wird bei Ausgaben von rd. 53.700 Euro bzw. 15 Euro/Einwohner eingehalten. 
Der Anteil der Freiwilligen Ausgaben ohne Sachzwang an den ordentlichen Einnahmen be-
trägt rd. 0,9 Prozent. 
 
Rücklagen: 
Der Rücklagenbestand ändert sich wie folgt: 
 

Rücklage Beginn Finanzjahr Ende Finanzjahr Veränderung 

Kanal 110.400 135.300 24.900 

Kulturaktivitäten 4.300 5.000 700 

Katastrophenfonds 0 0 0 

Summe 114.700 140.300 25.600 

 
Die Rücklagen werden nach Bedarf zur Abdeckung von Finanzspitzen verwendet. Es wird 
angeraten, die nicht benötigten Rücklagen unter Verweis (auf den Schuldenstand) für Schul-
dentilgungen heranzuziehen.  
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Fremdfinanzierungen: 
 
Schuldenart Schuldenstand Ende Finanz-

jahr 

Schuldendienst - mehr als 50 % aus allgemeinen De-
ckungsmitteln 

560.000 

Schuldendienst für Einrichtungen mit jährlichen Einnah-
men von mind. 50 % der Ausgaben 

7.500.300 

Schulden für andere Gebietskörperschaften  
(dzt. nicht belastend) 

300.600 

Schulden je Einwohner (31.10.2014) 2.500 
 

Der Schuldenstand wird sich gegenüber dem vorangegangenen Jahresende von rund 8,60 
Mio. Euro auf voraussichtlich rund 8,36 Mio. Euro reduzieren. Für das Finanzjahr 2016 ist 
eine Neuverschuldung durch die Aufnahme von normal-, nieder- sowie unverzinsten Darle-
hen in Höhe von insgesamt 232.300 Euro geplant. Auf unsere Prüfungsfeststellungen zum 
Voranschlag 2015 bezüglich der Verwendung von Rücklagenmitteln als Innere Darlehen zur 
Vermeidung zusätzlicher Darlehensaufnahmen wird verwiesen. 
 
Die Höhe des Nettoschuldendienstes wurde mit 201.400 Euro präliminiert, womit er mit rd. 
3,5 Prozent an den Einnahmen des ordentlichen Haushaltes beteiligt sein wird. Dies stellt 
zum Vorjahr eine Erhöhung von 20.400 Euro dar. Der Grund dafür liegt in dem gestiegenen 
Schuldendienst für das Kanalbaudarlehen BA 14 (Schuldendienst 2015 3.500 Euro, Schul-
dendienst 22.000 Euro). 
 
Für die Inanspruchnahme des Kassenkredites hat die Marktgemeinde Zinsaufwendungen in 
einer Höhe von 1.000 Euro veranschlagt. Über den Kassenkredit werden Finanzspitzen fi-
nanziert. 
 
Die Höhe der Haftungen, welche die Marktgemeinde für Wasserverbands- und KG-Darlehen 
übernommen hat, wird sich von 2,52 Mio. Euro auf 1,96 Mio. Euro reduzieren. 
 
Die Marktgemeinde hat seit 2013 keine Leasingverpflichtungen mehr. 

 
Personalaufwendungen: 
Die Personalausgaben wurden mit insgesamt 1.087.000 Euro (inkl. Pensionen) veranschlagt, 
womit rund 19 Prozent der ordentlichen Einnahmen zu deren Finanzierung herangezogen 
werden müssen. Verglichen mit dem vorangegangenen Jahr wird dies eine Steigerung von 
10.600 Euro oder ein Prozent bedeuten.  

 
Öffentliche Einrichtungen - Gebührenhaushalt: 
 

Ergebnisse der Betriebe
4
: 

Bereich 
2015 2016 

Überschuss Abgang Überschuss Abgang 

Wasserversorgung 0 -4.900 0 -13.500 

Abwasserentsorgung 31.600 0 91.200 0 

Abfallbeseitigung 3.300 0 0 0 

Wohn- und Ge-
schäftsgebäude  

5.800 0 5.900 0 

                                                
4
 Ergebnis = Einnahmen (exkl. Investitionszuschuss/Ausgleichsbuchung, Rücklagenbewegungen, 

Interessentenbeiträge) – Ausgaben (exkl. Investitionen, Rücklagenbewegungen, Gewinnentnah-
me/Ausgleichsbuchung) 
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Freibad 0 -56.500 0 -57.800 

Kindergarten 0 -153.800 0 -173.900 

 
Der Betrieb der Wasserversorgung wird mit einem Fehlbetrag in Höhe von 13.500 Euro 
abschließen und sich damit gegenüber dem vorangegangenen Jahr um 8.600 Euro ver-
schlechtern. Die Gründe für diese Entwicklung liegen vor allem in den höher veranschlagten 
Wasserbezugskosten vom Wasserverband sowie höheren Instandhaltungskosten (Wechsel 
von Wasserzählern). Obwohl die Benützungsgebühren ab 01.01.2016 erhöht wurden, spie-
gelt sich dies nicht in höheren Jahreseinnahmen wider, da diese in derselben Höhe wie im 
vorangegangenen Jahr vorgesehen wurden. Ebenso hat sich die Inbetriebnahme des neuen 
Bezirksalten- und Pflegeheimes in keiner höheren Veranschlagung von Einnahmen nieder-
geschlagen. Die veranschlagten Beträge sind daher unter den genannten Aspekten zu über-
prüfen und gegebenenfalls im Nachtragsvoranschlag zu korrigieren.  
Die Gebühren entsprechen den vom Amt der Oö. Landesregierung vorgegebenen Mindest-
gebühren. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß aufsichtsbehördlichen Voranschlagser-
lass eine kostendeckende Gebarung anzustreben ist. Hierzu sind Strategien zu entwickeln. 
 
Der Betrieb der Abwasserbeseitigung wird mit einem Überschuss in Höhe von 91.200 Euro 
abschließen und sich damit gegenüber dem vorangegangenen Jahr um 59.600 Euro verbes-
sern. Die Gründe für diese Entwicklung liegen vorrangig in den Mehreinnahmen aus Grund-
gebühren und Zinsenzuschüssen des Bundes. Dies deckt auch die höher veranschlagten 
Instandhaltungsmaßnahmen (Sanierung von Schachtabdeckungen, Pumpwerkverbindung, 
usw.) ab. 
Die Gebühren entsprechen den vom Amt der Oö. Landesregierung vorgegebenen Mindest-
gebühren. Die Jahreseinnahmen aus Benützungsgebühren wurden gegenüber dem voran-
gegangenen Jahr um rund 2 Prozent erhöht. Bezüglich der zu erwartenden Mehreinnahmen 
aus der Inbetriebnahme des Bezirksalten- und Pflegeheimes verweisen wir auf die bereits 
getätigten Feststellungen. 
 
Die Abfallentsorgung wird mit Einnahmen und Ausgaben in der Höhe von 181.500 Euro 
ausgeglichen abschließen. Dies bedeutet gegenüber dem Vorjahr einen Fehlbetrag von 
3.300 Euro. Dies begründet sich wie schon im Vorjahr aus den höheren Abgaben an den 
Bezirksabfallverband. 
 
Der Betrieb des Freibades wurde mit einem Abgang in Höhe von 57.800 Euro veranschlagt, 
womit gegenüber dem vorangegangenen Jahr eine Änderung von -1.300 Euro erwartet wird. 
Auf unsere Prüfungsfeststellungen zum Voranschlag 2015 bezüglich einer bedarfsgerechten 
Öffnung des Bades wird verwiesen.  
 
Der Betrieb des Kindergartens wird mit einem Fehlbetrag in Höhe von 173.900 Euro ab-
schließen und sich damit gegenüber dem vorangegangenen Jahr um 20.100 Euro ver-
schlechtern. Dies begründet sich in der um rund 21.000 Euro höheren Transferzahlung an 
den Betreiber. Eine genaue Überprüfung wird anlässlich der Rechnungsabschlussprüfung 
vorgenommen. 

 
Feuerwehrwesen: 
Die fünf Freiwilligen Feuerwehren in der Marktgemeinde werden im Jahr 2016 in Höhe von 
insgesamt 68.900 Euro bezuschusst. Gemessen an der Einwohnerzahl der Marktgemeinde 
errechnet sich daraus ein Pro-Kopf-Aufwand in Höhe von 15,73 Euro5, womit der Bezirks-
durchschnitt überschritten wird. Dies stellt zwar eine Verbesserung zum Vorjahr dar, es wird 
aber wiederum darauf hingewiesen, dass die Ausgaben dem Bezirksdurchschnitt anzupas-
sen sind. 

                                                
5
 Pro-Kopf-Aufwand = [Ausgaben (exkl. Investitionen, Darlehenstilgungen, Kreditzinsen, Mietzinsen) – 

Einnahmen (exkl. Mieteinnahmen)] / Einwohner Stichtag letzte Gemeinderatswahlen. 
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Außerordentlicher Haushalt: 
Der außerordentliche Haushalt wurde bei Einnahmen und Ausgaben in Höhe von jeweils 
1.061.200 Euro ausgeglichen veranschlagt. Vorjahresfehlbeträge wurden dabei nicht abge-
wickelt. Beim Vorhaben Sanierung Zeughaus Ternberg haftet noch ein Fehlbetrag in Höhe 
von rund 5.500 Euro aus Vorjahren aus. Dieses Vorhaben wurde noch nicht begonnen bzw. 
läuft derzeit das Kostendämpfungsverfahren. 
Beim Vorhaben Neuerrichtung Glockersteg haftet ein Fehlbetrag von rund 3.600 Euro aus 
Vorjahren aus. 
Soferne die Marktgemeinde keine Fördermittel oder Interessentenbeiträge zur Ausfinanzie-
rung der Fehlbeträge zu erwarten hat ist eine Finanzierung aus einer Zuführung des ordentli-
chen Haushaltes vorzusehen. 

 
Maastricht-Ergebnis: 
Die Marktgemeinde wird ein Maastricht-Ergebnis in Höhe von -289.600 Euro erzielen. Hier-
mit leistet sie keinen Beitrag zum österreichischen Stabilitätspakt.  
 
Das Maastricht-Ergebnis soll sich gemäß mittelfristigen Finanzplan von -289.600 Euro (2016) 
auf 22.400 Euro (2020) verbessern. Dies ist auf eine prognostizierte Verbesserung der Ver-
mögensgebarung zurückzuführen. 
 
Die Marktgemeinde hat nach Möglichkeit ihren Beitrag zum österreichischen Stabilitätspakt 
zu leisten. 

 
Mittelfristiger Finanzplan: 
Die Marktgemeinde hat in ihrer mittelfristigen Finanzplanung für die Jahre 2016 bis 2020 
eine freie Budgetspitze in Höhe von 63.300 Euro bis 99.800 Euro errechnet.  
Aus der Planung ist ersichtlich, dass sich der Handlungsspielraum der Marktgemeinde durch 
eine Erhöhung der Budgetspitze vergrößern wird.  
 
Die Finanzierung der im mittelfristigen Investitionsplan vorgesehenen Ausgaben ist nur zum 
Teil gesichert. Bei den Vorhaben 

- Zeughaus FF Ternberg (lt. Auskunft der Gemeinde, laufendes Kostendämpfungsver-

fahren) 

- Sanierung Sportanlage (lt. Auskunft der Gemeinde, bei der Sportabteilung einge-

reicht) 

- Bauhof: Vorplatz, Zaun Lärmschutz (lt. Auskunft der Gemeinde, bei der Direktion In-

neres und Kommunales eingereicht) 

liegen noch keine Finanzierungszusagen vor.  
Gemäß aufsichtsbehördlichem Voranschlagserlass dürfen nur Vorhaben in den mittelfristigen 
Investitionsplan aufgenommen werden, bei welchen die Finanzierung gesichert ist. 

 
Dienstpostenplan:  
Der Dienstpostenplan entspricht dem zuletzt genehmigten und kundgemachten Dienstpos-
tenplan. 
 

Bezüglich Dienstpostenplanänderungen wird allgemein auf den aufsichtsbehördlichen Erlass 
vom 17.10.2014, IKD(Gem)-210000/289-2014-Shü/Wb, verwiesen. Insbesondere wird die 
Prüfung von Dienstpostenplanänderungen bei nicht genehmigungspflichtigen Gemeinden 
durch die Aufsichtsbehörde (vor Beschluss des Voranschlages) unterstrichen. 

 
Schlussbemerkung: 
Der Marktgemeinde-Voranschlag 2016, der Mittelfristige Finanzplan 2016 bis 2020 sowie die 
Hebesätze der Gemeindesteuern für das Jahr 2016 werden unter Hinweis auf die angeführ-
ten Feststellungen zur Kenntnis genommen. 
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Feststellungen zum Voranschlag und Mittelfristigen Finanzplan die „Ver-
ein zur Förderung der Infrastruktur der Marktgemeinde Ternberg & Co 
KG“: 
 
Der Voranschlag dieser Gesellschaft liegt dem Voranschlag der Marktgemeinde bei. Der KG-
Voranschlag wurde durchgesehen, allerdings selbst nicht einer vollständigen Überprüfung 
unterzogen. 
 
Der Voranschlag der KG weist im ordentlichen Haushalt einen Verlust in der Höhe von 
77.200 Euro aus. Abzüglich der Anlagenabschreibung sowie zuzüglich der Darlehenstilgun-
gen6 ergibt sich insgesamt ein Liquiditätsüberschuss von 13.800 Euro, welcher an den Ge-
meindehaushalt zugeführt wird. Die Berechnung erfolgte somit entsprechend den vorgege-
benen Richtlinien. 
 
Die Finanzierung des Vorhabens „Sanierung und Erweiterung Neue Mittelschule“ ist gesi-
chert und befindet sich im aufsichtsbehördlich abgestimmten Finanzierungsrahmen. Aller-
dings weisen wir darauf hin, dass am Beteiligungs- und Kapitalkonto noch ein offener Fehl-
betrag aus Vorjahren aushaftet. Soferne die Marktgemeinde keine zusätzlichen Fördermittel 
mehr erhält, ist dieser mittels eines Liquiditätszuschusses der Marktgemeinde abzudecken. 
 
Der Schuldenstand der „gemeindeeigenen KG“ beträgt am Ende des Jahres 2016 insgesamt 
rd. 582.000 Euro. Dabei handelt es sich um reine Finanzierungsdarlehen lt. Finanzierungs-
plan. Eine Rückzahlung der Zwischenfinanzierungsdarlehen ist nach derzeitigem Stand ge-
sichert. 
 
 
Der Prüfbericht wurde den Ausschussmitgliedern vorgelegt und vollinhaltlich zur Kenntnis 
genommen. Das Hauptaugenmerk in der Haushaltsgebarung muss auch weiterhin auf den 
Schuldenabbau gerichtet werden.   
 
 

4. Allfälliges 

Im Bereich der Freinbergweggerinne kam es zu enormen Verklausungen. Der Prüfungsaus-
schuss regt eine Begehung von AL Hochmuth mit der Wildbachverbauung an, damit in Zu-
kunft kein finanzieller Schaden für die Gemeinde entsteht.  
 
Winterdienst: Eine Abrechnung der Firma Großteßner-Hain wurde vorgelegt. Bürgermeister 
Steindler bestätigt eine einwandfreie Zusammenarbeit der Firma Großteßner-Hain mit der 
Gemeinde.  Ein Vergleichswert des Preises je geräumter Kilometer der anderen Gemeinden 
oder auch mit dem Land wird von Seiten des Gemeindeamtes in Erfahrung gebracht. 
 
Stand Kanalbau Trattenbach: Am Dienstag 4.10. ist eine weitere Gerichtsverhandlung anbe-
raumt. Danach wird AL Hochmuth über das Ergebnis berichten. 
 
Ein akutes Problem sind die überhängenden oder überstehenden Hecken (Thujen, Sträu-
cher) von Privathaushalten auf Gemeindegrund. Dieses Thema soll auf die Tagesordnung 
der nächsten Gemeinderatssitzung gesetzt werden.  Ein nachweislich zugestelltes Schreiben 
an die betroffenen Grundbesitzer soll aufgesetzt werden, in dem klare Vorgaben betreffend 
erforderliche Maßnahmen, Fristen und Konsequenzen angeführt werden. Sollte dieser Miss-
stand nicht von den Grundbesitzern selber beseitigt werden, wird von Seiten der Gemeinde 
eine Fremdfirma beauftragt und die Kosten den Grundbesitzern weiterverrechnet 
 
 

                                                
6
 Ohne Tilgung etwaiger Zwischenfinanzierungsdarlehen. 
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Beschlussantrag: 
GR Mag. Vanek stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den vorliegenden Prüfbericht 
vollinhaltlich beschließen. 
 
Wortmeldung GR Aigner: 
Er spricht sich dafür aus, dass wenn der Bauhof angeschaut wird, auch ein Mitarbeiter an-
wesend sein sollte. Man würde sich die Diskussion im Nachhinein so wie jetzt ersparen. Er 
erklärt die Situation im Bauhof dem Gemeinderat noch einmal im Detail. Er ist schon der 
Meinung, dass sie selbst einschätzen können, was gefährlich für sie ist oder nicht. 
 
Wortmeldung GR Moser: 
Er fragt, ob es eine Sicherheitsbetreuung durch AUVA, die ja kostenlos ist, gibt. 
 
Wortmeldung AL Mag. Hochmuth. 
Er verneint dies. 
 
Wortmeldung GV Blasl: 
Er glaubt nicht, dass technische Details im Bauhof vom Prüfungsausschuss angeschaut 
werden sollten. Die Mitglieder haben sicher nicht das Fachwissen, um dies richtig beurteilen 
zu können. 
 
Wortmeldung DI Stögmann: 
Sie stellt fest, dass die Komplettsanierung des Bauhofs zurückgestellt wurde. Sie fragt den 
Finanzausschuss, wann die Sanierung durchgeführt wird und in welchem Umfang. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er kann derzeit nicht sagen, wann das passiert, weil einige Projekt wie Sportplatz, Feuer-
wehrhaus, Straßenbauten wichtig sind und diese unbedingt durchgeführt werden müssen. Er 
gibt keine Prognose ab. Er schätzt, dass dies ca. 2019 oder 2020 in den Mittelfristigen Fi-
nanzplan hineingehört. 
 
Wortmeldung GV Steindler Günther: 
Er stellt fest, dass grundsätzlich die Feststellungen des Prüfungsausschusses zur Kenntnis 
zu nehmen sind. Wenn Sicherheitsmängel festgestellt werden, sollte man dankbar sein im 
Sinne der Sicherheit der Mitarbeiter. Er glaubt, dass der eingeschlagene Weg auch der rich-
tige ist. Es wird ein Ziviltechniker, der ohnehin für die Gemeinde arbeitet, sich die Bauhofsi-
tuation anschauen und sein Urteil dazu abgeben. Dementsprechend wird dann gehandelt 
werden. 
 
Wortmeldung GR Mag. Vanek: 
Er stellt fest, dass der Prüfungsausschuss die Aufgabe hat, die Gebarung zu prüfen. Daraus 
ergibt sich aber auch ein gewisses Maß an Haftung bei gewissen Dingen. Der Prüfungsaus-
schuss weist lediglich darauf hin, mehr kann er ohnehin nicht tun. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 

 

3.Nachtragsvoranschlag 2016 
 
Sachverhalt: 
GR Kern verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
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Der Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2016 lag in der Zeit vom 04.10.2016 bis 
18.10.2016 zur öffentlichen Einsicht auf.  
 
Der Nachtragsvoranschlag wird 
 

A. im ordentlichen Nachtragsvoranschlag 
in den EINNAHMEN mit      5.883.800,00 EUR 
(gegenüber 5.713.000,00 EUR Einnahmen im OH Voranschlag) 
In den AUSGABEN mit      5.883.800,00 EUR 
(gegenüber 5.713.000,00 EUR Ausgaben im OH Voranschlag) 
 
FEHLBETRAG VON                    0,00 EUR 
(Fehlbetrag von   Voranschlag 2016                0,00 EUR) 
 
 

B. im außerordentlichen Nachtragsvoranschlag 
 in den EINNAHMEN mit      1.331.900,00 EUR 
 (gegenüber 1.061.200,00 EUR im AOH Voranschlag) 
 In den AUSGABEN mit      1.331.900,00 EUR 
 (gegenüber 1.061.200,00 EUR Ausgaben im AOH Voranschlag) 
 
 FEHLBETRAG VON                     0,00 EUR 
 (Fehlbetrag von   Voranschlag 2016      0,00 EUR) 
 
festgesetzt. 
 
Der Nachtragsvoranschlag beinhaltet die folgenden Einsparungen bzw. Mehrausgaben und 
–einnahmen: 

        Aufstellung über die Einsparungen und Mehrausgaben bzw. -einnahmen: 

        
  Einnahmen 

Verringerung  
d. Einnahmen 

Mehreinnahmen 
 

0 Vertretungskörper und allg. Verwaltung 0,00 0,00 
 

1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 0,00 0,00 
 

2 Unterricht, Erziehung, Sport u. Wissenschaft 4.000,00 11.600,00 
 

3 Kunst, Kultur, Kultus 0,00 0,00  

4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 0,00 0,00  

5 Gesundheit 0,00 0,00 
 

6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr 0,00 6.000,00 
 

7 Wirtschaftsförderung 0,00 0,00  

8 Dienstleistungen 237.100,00 160.100,00 
 

9 Finanzwirtschaft 109.400,00 2.000,00 
 

    
Summe: 350.500,00 179.700,00 170.800,00 

        
  Ausgaben 

Einsparung  
d. Ausgaben 

Mehrausgaben   

0 Vertretungskörper und allg. Verwaltung 14.400,00 4.800,00   
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1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 5.100,00 2.500,00   

2 Unterricht, Erziehung, Sport u. Wissenschaft 34.700,00 4.800,00   

3 Kunst, Kultur, Kultus 0,00 0,00   

4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 3.000,00 0,00   

5 Gesundheit 2.500,00 400,00   

6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr 18.600,00 0,00   

7 Wirtschaftsförderung 400,00 0,00   

8 Dienstleistungen 113.500,00 48.900,00   

9 Finanzwirtschaft 40.000,00 0,00   

    
Summe: 232.200,00 61.400,00 -170.800,00 

        

     

Mehreinnahmen 170.800,00 

     

Mehrausgaben 
-

170.800,00 

    

Verbesserung gegenüber VA 2016  0,00 

 
 
Die bisher angefallenen Mehrausgaben konnten durch Einsparungen bzw. Mehreinnahmen 
korrigiert werden.  
 
Beschlussantrag: 
GR Kern stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Nachtragsvoranschlag 2016 wie 
vorgetragen beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

4.Kanalbau BA 13 Trattenbach - Klage gegen die Fa. Gebr. Haider & Co 
Hoch- und Tiefbau GmbH; Beschluss eines Vergleichs 

 
Sachverhalt: 
Bgm. Steindler verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Am 04. Oktober fand im Prozess gegen die Fa. Gebr. Haider & Co Hoch- und Tiefbau GmbH 
vor dem Bezirksgericht Steyr eine weitere Verhandlung statt, in der das gerichtlich beauftrag-
te Sachverständigengutachten erörtert wurde.  
 
In weiterer Folge drängte die Richterin beide Parteien dazu, einen Vergleich in dieser Ange-
legenheit abzuschließen. In intensiven Gesprächen wurde schließlich folgender bedingte 
Vergleich  ausgehandelt: 
 
1.  Die beklagte Partei (Anm.: Gebr. Haider) verpflichtet sich, 
 

a) die streitgegenständlichen 54 Kanalschächte laut Punkt 1. Der Klage gegen normge-
rechte Betonschächte mit glasfaserverstärkten Kunststoffböden, Vollberme und 
selbstnivellierenden Schachtabdeckungen unter Rücksichtnahme auf den laufenden 
Betrieb auszutauschen, bei Einhaltung der behördlichen Bewilligungen, wie sie für die 
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gegenständlichen Kunststoffschächte bestanden haben, wobei ein allfälliger Mehrbe-
darf an Betonschächten von der beklagten Partei zu tragen ist; und 

b) die Asphaltdeckung gemäß Punkt 2. Der Klage im erforderlichen Ausmaß (nach Vor-
gabe der Landesstraßenverwaltung) neu herzustellen; und 

c) die erforderliche Umfahrungsstraße gemäß Punkt 4. der Klage im für die Sanierung 
notwendigen Ausmaß herzustellen und wieder rückzubauen; (Allenfalls erforderliche 
Abklärungen und Entschädigungen für die betroffenen Grundeigentümer übernimmt 
die klagende Partei (Anm.: Gemeinde); und 

d) die Mängel laut Mängelliste Abnahmeprotokoll 12. Oktober 2011, Punkte 4, 13, 14 
und 21 und Aktennotiz vom 07. Jänner 2013 lit a und lit b und die Mängel beim 
Pumpwerk und Einlaufschacht Kleindl gemäß Punkt 7. der Klage zu beheben, soweit 
diese Mängel nicht schon behoben sind oder durch die vorstehenden Maßnahmen 
ohnedies bereits miterledigt werden; 

 
dies alles bis längstens 30. November 2017, den Feinasphalt zu lit b) bis längstens 30. Juni 
2018. 
 
2. Die beklagte Partei verzichtet gegenüber der klagenden Partei auf die offene Restzahlung 

von EUR 54.009,87 (laut Seite 10 der Klage) und bestätigt, dass keine offenen Forderun-
gen aus dem streitgegenständlichen Bauvorhaben bestehen. 

 
3. Die beklagte Partei verpflichtet sich, der klagenden Partei binnen 14 Tagen ab Rechts-

wirksamkeit dieses Vergleiches zu Handen des KV an gerichtlichen SV-Gebühren EUR 
17.500,-- zu ersetzen. Für den Verzugsfall werden 4 % Zinsen p.a. vereinbart. Im Übrigen 
vereinbaren die Parteien Kostenaufhebung. 

 
4. Die sonstigen Forderungen der klagenden Partei laut Klage und allfällige Gegenforderun-

gen der beklagten Partei sind mit Rechtswirksamkeit dieses Vergleiches bereinigt. 
 
5. Dieser Vergleich wird rechtswirksam, wenn er nicht von einer der Parteien bis längstens 

15. November 2016 schriftlich bei Gericht einlangend widerrufen wird. 
 
 
Nach Ansicht des Rechtsanwaltes der Gemeinde ist dieser Vergleich äußerst sinnvoll und 
durchaus auch günstig für die Gemeinde und sollte daher angenommen werden. 
 
Beschlussantrag: 
Bgm. Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, in der Rechts-
sache Kanalbau Trattenbach dem vorliegenden bedingten Vergleich mit der Fa. Ge-
brüder  Haider & Co Hoch- und Tiefbau GmbH, Industriestraße – Ost 3,  8607 Kapfen-
berg, zuzustimmen. 
 
Wortmeldung GR Ing. Stögmüller: 
Er will wissen, was mit den Verdrückungen in den Verrohrungen ist. Dies wurde ja vom Land 
beanstandet. Was ist mit den Tilgungszuschüssen, sind diese gänzlich gestrichen oder be-
kommt die Gemeinde noch welche?  Sind jetzt noch die Reparaturen bei den Schächten 
notwendig? 
Stimmt es, dass es keine großen finanziellen Ausfälle mit diesem Vergleich für die Gemeinde 
gibt? 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er teilt mit, dass es zwei  Kamerabefahrungen gegeben hat und da hat sich im Sachverstän-
digengutachten gezeigt, dass die Verdrückungen kein großes Problem sind, weil die Rohe 
flexibel sind und dies ausgeglichen wird. Die Schächte werden repariert. 
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Die Tilgungszuschüsse sind nicht gestrichen, sie werden dann gewährt, wenn der Kanal vom 
Land abgenommen wurde und deshalb gibt es auch keinen Ausfall. 
Es gibt keine finanziellen Ausfälle für die Gemeinde, weil der Fa. dlp nicht alles bezahlt wur-
de und auch der Haftrücklass nicht ausbezahlt wurde. 
 
Wortmeldung GR DI Stögmann: 
Sie fragt, wer die Ersatzkosten für die Reparaturen übernimmt und die Ersatzforderungen 
von den Grundeigentümer bezahlt und wann wird das alles gemacht. 
 
Wortmeldung AL Mag. Hochmuth. 
Er erklärt, dass es sich bei den Ersatzforderungen der Grundeigentümer um die Umfah-
rungsstraße Mitterhumer/Grims handelt. Wenn die beiden Geld haben wollen, dann muss 
das die Gemeinde bezahlen. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er erklärt, dass die Reparaturarbeiten bis nächstes Jahr im Sommer abgeschlossen sein 
sollten, die Asphaltierung der Straße muss bis 30.6.2018 fertig gestellt sein. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

5.Bank Austria - Änderungen der Darlehenskonditionen 
 
Sachverhalt: 
GR Kern verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Mit Schreiben vom August 2016 wurde die Gemeinde von der Bank Austria informiert, dass 
aufgrund der geänderten Finanzierungssituation der Aufschlag für folgendes Darlehen ab 
31.12.2016 auf 0,50 %-Punkte angepasst wird: 
 
Urspr. Höhe Verwendungszweck Dzt. Kreditrest Dzt. Aufschlag Laufzeit 
249.413,17 Kanalbau BA 08 120.716,10 0,07 % bis 2033 
 
Sollte die Gemeinde der Erhöhung des Aufschlages nicht zustimmen, wird das Darlehen 
seitens der Bank Austria gekündigt. 
 
Beim derzeitigen Zinsniveau sind bei einer Neuausschreibung jedenfalls noch höhere Auf-
schläge zu erwarten. Daher sollte die Gemeinde dieser Erhöhung zustimmen. 
 
Beschlussantrag: 
GR Kern stellt den Antrag, der Gemeinderat möge der von der Bank Austria vorge-
schlagenen Erhöhung des Zinsaufschlages für das Darlehen Kanalbau BA 08 auf 0,50 
% über den Euribor zustimmen. 
 
Wortmeldung GR Ing. Hollnbuchner: 
Er fragt, ob die Bank die Zinsen ändern kann wie sie will? Wie viel muss man dann mehr 
zahlen? 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Bgm. teilt mit, dass nur der Aufschlag erhöht wurde und nicht die Zinsen. 
 
Wortmeldung GV Steindler Günther: 
Er fragt, was passiert, wenn der Euribor ins Minus fällt. Ist der Ausgangswert dann –0,5 %-
Punkte? 
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Wortmeldung AL Mag. Hochmuth: 
Er teilt mit, dass schon in den letzten Jahren alle anderen Banken diese Aufschläge erhöht 
haben. Jetzt macht es halt die Bank Austria. Man muss einfach die Sache beobachten. 
Wenn sich was ändert, dann kann man der Bank sagen, entweder senken oder man kündigt 
den Vertrag. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

6.Kindergartenzugang - Beschluss einer Vereinbarung mit der Pfarre be-
züglich Neuregelung 

 
Sachverhalt: 
EGR Großmann verliest die vorbereitete Vereinbarung wie folgt: 
 
In der Gemeinderatssitzung am 14. Juli wurde beschlossen, die Neuregelung des Kindergar-
tenzugangs (Gehsteig Wolfgang-Forster-Straße, Befestigung Parkplatz, Errichtung Zugang 
zum Kindergarten) nach Vorliegen der entsprechenden Finanzierungszusagen des Landes 
mit einem Kostenrahmen von € 88.800,-- durchzuführen. 
Weiters wurde festgehalten, dass es vor der Neuregelung aber noch eine Einigung der Pfar-
re bezüglich der Grundbereitstellung für den Zugang zum Kindergarten vom Parkplatz ent-
lang des Grundstückes Pörnbacher sowie für die Vergrößerung der Spielfläche entspre-
chend der gesetzlichen Vorgaben geben muss – diese offenen Fragen wurden dabei noch-
mals dem Familienausschuss zugewiesen. 
 
Seither fanden mehrere Besprechungen des Familienausschusses mit der Pfarre statt. Dabei 
wurde schließlich folgende Vereinbarung ausgearbeitet: 
 

Vereinbarung 
zwischen 

Marktgemeinde Ternberg und Pfarre Ternberg 
betreffend 

Regelungen zum neuen Kindergartenzugang 
 
Der Zugang von der Pfarrhofstraße zum Kindergarteneingang wird aufgelassen.  
Ein neuer Kindergartenzugang mit 1,5 m Breite (Schneeräumung) wird entlang des Zaunes 
der Familie Pörnbacher, beginnend bei der Wolfgang-Forster-Straße, errichtet. Dieser Zu-
gang muss grundbücherlich zugesichert werden. 
 
Der alte Zugang darf erst aufgelassen werden, wenn der neue Zugang drei Monate voll taug-
lich in Betrieb ist. 
 
Die Gemeinde errichtet einen Gehsteig rechts der Wolfgang-Forster-Straße von Ecke Pfar-
rhofstraße bis zur Ecke Familiengasse. 
 
Die Pfarre trifft die notwendigen rechtlichen Vorkehrungen zur unentgeltlichen Abtretung des 
benötigten Grundes und tritt das Grundstück ab, damit der Gehsteig entlang der Wolfgang-
Forster-Straße errichtet werden kann. 
 
Die Gemeinde schottert den ehemaligen Haselbauer-Grund und stellt die Fläche als Park-
platz und als Ein- und Ausstiegsstelle für Kindergartenkinder, die mit dem PKW hingebracht 
und abgeholt werden, zur Verfügung. 
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Werden Kinder mit dem PKW zum Kindergarten gebracht, so muss am neuen Parkplatz ge-
halten bzw. geparkt werden und mit den Kindern muss der neue Eingang (Wolfgang-Forster-
Straße) benützt werden. 
 
Die Kindergartenbusse halten vor dem Zugang Familiengasse. 
 
Mit Kindern, die per Rad oder zu Fuß zum Kindergarten gebracht werden, können beide Zu-
gänge benützt werden. 
 
Vor dem Eingang Familiengasse gibt es in Zukunft nur mehr einen PKW-Stellplatz für Kin-
dergartenpädagoginnen. Dieser soll nur temporär für Zustellungsdienste genützt werden.  
 
Die Gemeinde erinnert die Pfarre und die Kindergartenleitung an die Einhaltung der Rechts-
vorschriften der Einrichtungsverordnung für Kinderbetreuungseinrichtungen, insbesondere 
an die Mindestgröße der Frei- und Spielfläche.  
 
Sollte in den nächsten Jahren die neue Krabbelstube beim Kindergartengebäude angebaut 
werden, ist spätestens dann eine Erweiterung der Frei- und Spielfläche den rechtlichen und 
pädagogischen Vorgaben anzupassen. 
 
Gemeinde und Pfarre werden rechtzeitig mit den Beratungen über die Zukunft der Krabbel-
stube beginnen. 
 
 
Diese Vereinbarung ist nunmehr noch vom Gemeinderat und den entsprechenden Gremien 
der Pfarre zu beschließen. Im Anschluss werden umgehend die entsprechenden Baumaß-
nahmen begonnen, wobei die Gemeinde von LR Steinkellner die Zusage erhalten hat, dass 
die notwendigen Bauarbeiten für den Gehsteig durch den WEV Eisenwurzen ausgeführt 
werden können. 
 
Beschlussantrag: 
EGR Großmann stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die vorliegende Vereinba-
rung mit der Pfarre betreffend die Regelungen zum neuen Kindergartenzugang voll 
inhaltlich beschließen. 
 
Wortmeldung GR Ing. Hollnbuchner: 
Er fragt, wer den Weg entlang von Pörnbacher errichtet und wer das bezahlt. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er erklärt, dass den Weg die Gemeinde errichtet und auch die Kosten dafür trägt. Ebenso 
den Gehsteig in der Wolfgang-Forster-Straße und denr Parkplatz beim Haselbauer. 
 
Wortmeldung GR Ing. Stögmüller: 
Er ersucht, dass der Parkplatz vom Kindergarten wirklich nur von den Eltern benützt werden 
kann. Ein Halte- u. Parkverbot während der Betriebszeit des Kindergartens wäre sehr hilf-
reich. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er bedankt sich für die Anregung und erklärt, dass es so gedacht ist, dass während des Be-
triebes niemand dort parken darf, am Wochenende ist dies ungehindert möglich. 
 
Wortmeldung GR Putz: 
Sie fragt, wie das Parken in der Wolfgang-Forster-Straße dann funktioniert. Sie weiß, dass 
dort ständig Autos parken. Gibt es dort dann ein Parkverbot oder wird dies anders geregelt. 
Sie will wissen, ob das Bewohner dieser Häuser sind, die da parken. 
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Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er stimmt ihr zu, dass es zu einem Problem kommen wird und es sicher ein Parkverbot für 
die Dauerparker geben wird und handelt es sich dabei um Bewohner dieser Wohnhäuser, 
die dort stehen. 
 
Wortmeldung AL Mag. Hochmuth: 
Er erklärt, dass schon zu Beginn beim Grundkauf seitens der Gemeinde mit der Styria und 
Lawog Verbindung aufgenommen und wegen der Parkplatzsituation nachgefragt wurde. Von 
beiden Institutionen wurde erklärt, dass sie keine zusätzlichen Parkplätze benötigen. 
 
Wortmeldung GR Putz: 
Sie stellt fest, dass es aber nicht sein kann, dass die Gemeinde die Parkplätze baut, alle 
Kosten übernimmt und dann vielleicht jemand von dort diese benützt. 
 
Wortmeldung GR Gehring: 
Sie stellt fest, dass die Gemeinde auch schon beschimpft wird von manchen Leuten. 
 
Wortmeldung Vize-Bgm. Felberbauer: 
Er schlägt vor, dass man vielleicht doch noch ein Gespräch mit den Genossenschaften füh-
ren kann, wenn sich die Parkplatzsituation ändert und das Projekt konkret ist. Vielleicht ergibt 
sich dann doch noch eine Lösung und es gibt einige Parkplätze, die von den Genossen-
schaften gemietet werden könnten. 
 
Wortmeldung GR DI Stögmann: 
Sie fragt, ob das mit der Spielfläche wirklich so ist, dass nur wenn die Krabbelstube kommt, 
dann auch die Spielfläche vergrößert wird. Sie ist selbst in diesen Kindergarten gegangen 
und die Spielfläche ist seither nicht größer geworden. Das Argument, dass ein Spielplatz in 
der Nähe ist, zählt für sie nicht. Durch die ganzen Anbauten in den vergangenen Jahren 
wurde die Spielfläche eher kleiner. Die Kinder sind in den letzten 30 Jahren mehr geworden 
und findet sie es nicht in Ordnung, dass dies jetzt so läuft. Es wurde oft genug mit dem Bür-
germeister darüber gesprochen. 
 
Wortmeldung GV Steindler Günther: 
Er widerspricht GR Stögmann und teilt mit, dass es nicht mehr Kinder gibt, nur mehr Grup-
pen. Es hat eine Gesetzesänderung gegeben. Die Spielfläche wird vergrößert, wenn die 
Krabbelstube in den Kindergarten kommt. 
 
Wortmeldung GR Putz: 
Sie fragt,  wo die Krabbelstube hinkommen könnte, wenn der neue Zugang kommt. 
 
Wortmeldung Bgm Steindler: 
Er teilt mit, dass sie anstelle der Parkplätze auf der Familiengassenseite hinkommen könnte, 
wo jetzt die Busse halten. 
 
Worrtmeldung GV Blasl: 
Er weiß, dass es schwierig ist, etwas mit der Pfarre auszuhandeln. Es war schon vor 20 Jah-
ren mit dem Umbau damals mit Herrn Dechant so, dass er sehr unkooperativ war. Es wurde 
viel Geld hineingesteckt und trotzdem kam von Seiten der Pfarre kein Entgegenkommen. Es 
muss unbedingt jetzt ausgehandelt werden. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er gibt GV Blasl zum Teil Recht und  er weiß, dass es sehr schwierig ist mit Herrn Dechant. 
Diese Vereinbarung wurde einem Notar gezeigt und hat dieser festgestellt, dass dies unbe-
dingt grundbücherlich verankert werden muss. 
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Wortmeldung Vize-Bgm. Felberbauer: 
Er glaubt sich zu erinnern, dass Herr Dechant in einer Besprechung zugestimmt hat, dass 
die Erweiterung der Spielfläche an die gesetzliche Größe kein Problem für ihn darstellt. Er 
will wissen, ob diese Aussage in dem Gespräch mit Herrn Bürgermeister noch einmal so 
gelautet hat oder nicht. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er teilt mit, dass die Anwesenden dem zugestimmt haben. 
 
Wortmeldung GV Steindler Günther: 
Er findet diese Vereinbarung schon gut durchdacht, man muss aber die Pfarre daran erin-
nern, dass die Zusagen vom Pfarrer auch eingehalten werden. Man kann ja trotzdem darauf 
hinweisen, dass die Spielfläche unabhängig vom Zugang erhalten bzw. vergrößert wird.  
Er spricht sich noch einmal dafür aus, dass man heute diese Vereinbarung beschließen soll-
te. 
 
Wortmeldung GR DI Stögmann: 
Sie fragt, ob der Haupteingang bleibt wo er ist, auch nach der Zugangsregelung. Sie stellt 
fest, dass der geplante Zugang schon fast ein Schildbürgerstreich ist. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er stellt fest, dass dies deswegen zustande gekommen ist, weil die Pfarre den Zugang über 
die bestehende Feuerwehreinfahrt immer abgelehnt hat. 
 
Wortmeldung GR Putz: 
Sie fragt, was mit dem alten Weg passiert,  wenn der neue Weg da ist. Weiters will sie wis-
sen, was mit den beiden Toren passiert. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er teilt mit, dass der alte Weg noch drei Monate bleiben muss. Die Tore wird sich die Ge-
meinde dann holen, weil diese auch von ihr bezahlt wurden. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Für den Antrag stimmen 23 Gemeinderäte, GV Blasl und GR DI Stögmann (beide FPÖ) 
stimmen gegen den Antrag. 
 
 
 

7.Projekt "Kindergarten - Neuerschließung"; Beschluss des Finanzie-
rungsplanes 

 
Sachverhalt: 
GV Steindler Günther verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Mit Schreiben vom 19.08.2016, IKD-2015-218686/7-Mad, wurde der Gemeinde mitgeteilt, 
dass aufgrund des Antrages vom 29.02.2016 auf Gewährung einer Bedarfszuweisung für 
das Projekt „Kindergaten – Neuerschließung (neuer Zugang, Parkplatz, Gehsteig)“ folgender 
Finanzierungsplan erstellt wurde: 
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Die Finanzierung ist vom Gemeinderat zu beschließen. 
 
Beschlussantrag: 
GV Steindler Günther stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den vom Land mit 
Schreiben vom 19.08.2016, IKD-2015-218686/7-Mad, vorgelegten Finanzierungsplan für 
das Projekt „Kindergarten – Neuerschließung“ wie vorgetragen beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Für den Antrag stimmen 23 Gemeinderäte, GV Blasl und GR DI Stögmann (beide FPÖ) 
stimmen gegen den Antrag. 
 
 
 

8.Ehrungen 
 

Sachverhalt: 
GV Steindler Günther verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Folgende ausgeschiedene Gemeinderäte (aufgrund der Neuwahl des Gemeinderates im 
Jahr 2015) werden laut einstimmigem Beschluss des Ausschusses für Kultur und Ortsbild 
vom 06.10.2016 für Ehrungen vorgeschlagen: 
 
Molterer Theresia: Ehrennadel in Silber 
 
Sieghartsleitner Ernst: Ehrennadel in Bronze 
 
Die Ehrungen sollen anschließend an die letzte Gemeinderatssitzung im heurigen Jahr, bei 
einem kleinen Imbiss am Marktgemeindeamt, überreicht werden. 

 
Beschlussantrag: 
GV Steindler Günther stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, Molterer 
Theresia mit der Ehrennadel in Silber zu ehren. 
 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
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Beschlussantrag: 
GV Steindler Günther stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen, Sieg-
hartsleitner Ernst mit der Ehrennadel in Bronze zu ehren. 
 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

9.Natur Aktiv Weg Ennsufer - Abschluss eines Gestattungsvertrages mit 
Familie Schneckenleitner 

 
Sachverhalt: 
Vize-Bgm. Felberbauer verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Die Teilnahme am Projekt „Naturaktive Gemeinde“ wurde in der GR-Sitzung vom 11.09.2012 
beschlossen. Projektinhalt ist die Errichtung des Natur Aktiv Weges Ennsufer.  
Die Planungsarbeiten befinden sich in der Endphase.  
 
Dieser ufernahe Treppelweg wird sich auf einem kurzen Abschnitt auf Grundflächen der Fa-
milie Schneckenleitner, wohnhaft in de Grünburger Straße 55 in Ternberg, befinden. (Grund-
stück Nr. 2075/5, 2077 und 566/1 mit den Einlagezahlen 67 in der Katastralgemeinde  Bä-
ckengraben). 
 
Nach dem Muster der Gestattungsverträge für Wanderwege wurde mit den Ehegatten 
Schneckenleitner Christian und Astrid, wohnhaft in der Grünburger Straße 55 in Ternberg, 
ein Gestattungsvertrag erstellt. Der vorliegende Gestattungsvertrag ist nunmehr auch vom 
Gemeinderat zu beschließen und wird im Anschluss an die Genehmigung von der Familie 
unterfertigt. 
 
Beschlussantrag: 
Vize-Bgm. Felberbauer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den vorliegenden Ge-
stattungsvertrag vorbehaltlich der Unterschrift der Ehegatten Astrid und Christian 
Schneckenleiter voll inhaltlich beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

10.Natur Aktiv Weg Ennsufer - Kooperationsvertrag 
 
Sachverhalt: 
Vize-Bgm. Felberbauer verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Die Teilnahme am Projekt „Naturaktive Gemeinde“ wurde in der GR-Sitzung vom 11.09.2012 
beschlossen. Projektinhalt ist die Errichtung des Natur Aktiv Weges Ennsufer.  
Die Planungsarbeiten befinden sich in der Endphase. Für 2017 ist die Teilerrichtung des 
Weges geplant. Die Fertigstellung erfolgt 2018. 
 
Zur Finanzierung der Errichtungskosten wurde der Natur Aktiv Weg Ennsufer als Leaderpro-
jekt bei der Leader Region Nationalpark Kalkalpen eingereicht. Um eine 60 %-Förderung zu 
erhalten, ist zusätzlich ein Trägerverein zur Abwicklung des Projektes notwendig, welcher mit 
der Marktgemeinde Ternberg eine Kooperation eingeht. In der Sitzung vom 4. August 2016 
wurde im Verein Ternberg Zukunft beschlossen, die Abwicklung dieses Projektes in Form 
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einer Arbeitsgemeinschaft zu übernehmen. Die ursprüngliche Steuerungsgruppe des Natur 
Aktiv Weges Ennsufer wurde Teil dieser Arbeitsgemeinschaft.  
 
Folgend die ausgearbeitete Kooperationsvereinbarung: 
 
KOOPERATIONSVEREINBARUNG ZUM KOOPERATIONSVORHABEN 

Natur Aktiv Weg Ennsufer Ternberg  
 

1. Name und Ziele der Personenvereinigung 
ARGE NaturAktivWeg Ennsufer (Marktgemeinde Ternberg und Verein Ternberger Zukunft) 
Die Ziele dieser ARGE sind die gemeinsame Herstellung und Erhaltung des Natur Aktiv We-
ges Ennsufer Ternberg. 
 
2. Kooperationspartner (Personen, Adressen und Geb. Datum) 
Verein Ternberger Zukunft: 
Vertreten durch Obmann GIERER Franz, Heldenstraße 25, 4452 Ternberg, geb. 27.01.1951 
Marktgemeinde Ternberg: 
Vertreten durch Bürgermeister Leopold Steindler, Wiesenweg 16/1, 4452 Ternberg, geb. 
20.06.1949 und 
Vizebürgermeister Jürgen Felberbauer, wohnhaft Schilfweg 4/2, 4452 Ternberg, geb. 
06.09.1979 
 
3. Gegenstand und Zweck der Vereinbarung 
Gegenstand der Vereinbarung ist ausschließlich der Zusammenschluss der Kooperations-
partner für die Dauer der gemeinsamen Abwicklung des Projektes Natur Aktiv Weg Ennsufer 
Ternberg, mindestens jedoch für 5 Jahre nach Projektendzahlung. 
 
Um die Ziele der Kooperation zu erreichen, werden folgende Maßnahmen getroffen: 
Einsatz eines Organisations- bzw. Planungsteams, Abwicklung der Finanzierung, der För-
deranträge, der Öffentlichkeitsarbeit sowie aller notwendigen sonstigen Maßnahmen, die 
eine Realisierung des Projektes sichern. 
 
4. Zuständigkeiten 
Gesamtkoordination des Projektes: 
Vizebürgermeister Jürgen Felberbauer, Daten siehe Punkt 2); Stellvertreter: Bürgermeister 
Leopold Steindler, Daten siehe Punkt 2) 
Zeichnungsberechtigung: 
Gemeinde: Bürgermeister Leopold Steindler, Wiesenweg 16/1, 4452 Ternberg, geb. 
20.06.1949, Vizebürgermeister Jürgen Felberbauer, Schilfweg 4/2, 4452 Ternberg, geb. 
06.09.1979,  
Verein Ternberger Zukunft: Obmann Stellvertreter des Vereins Ternberger Zukunft: Groß-
windhager Ferdinand, Thalerstraße 20/1, 4452 Ternberg, geb. 16.03.1954 
Schriftführer Verein Ternberger Zukunft sowie Mitarbeiter der Marktgemeinde Ternberg: 
Treml Christian, Brunndorfstraße 15, 4452 Ternberg geb. 25.01.1972 
Jeweils 1 Vertreter der Gemeinde und des Vereins Ternberger Zukunft zeichnen gemein-
sam. 
Abwicklung der Förderung: Treml Christian, Mitarbeiter der Marktgemeinde Ternberg; 
Als Konto für die Zahlungsabwicklung dient das Konto der Marktgemeinde Ternberg; 
Träger der Zwischenfinanzierung sowie des finanziellen Risikos ist die Marktgemeinde 
Ternberg; 
Aufbewahrungspflicht der Förderunterlagen: Ingrid Angerer, Treml Christian, beide Mit-
arbeiter der Marktgemeinde Ternberg;  
Ansprechpartner bei einer allfälligen Prüfung: 
Ingrid Angerer, Treml Christian, Bürgermeister Leopold Steindler, Amtsleiter Mag. (FH) 
Norbert Hochmuth 
Öffentlichkeitsarbeit: Mag. (FH) Norbert Hochmuth sowie Treml Christian 
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5. Beiträge der Personen / Aufteilung der Finanzierung 
Die Marktgemeinde Ternberg übernimmt die Vorfinanzierung aller anfallenden Kosten sowie 
die Aufbringung des nach Abrechnung der Fördermittel und Eigenleistungen verbleibenden 
Eigenmittelanteils. 
Der Verein Ternberger Zukunft erbringt über seinen Arbeitskreis „Steuerungsgruppe Natur 
Aktiv Weg Ennsufer“ Eigenleistungen im Rahmen der Wegerrichtung und –erhaltung. 
 
6. Beschlussfassung 
Der Projektkoordinator wird ermächtigt, Beschlüsse nach Rücksprache mit den Vertretern 
der Kooperationspartner zu fassen. 
 
7. Haftung 
Die Haftung aus diesem Projekt trägt zur Gänze die Marktgemeinde Ternberg. 
 
8. Dauer 
Dieser Kooperationsvertrag (Errichtung und Erhaltung des Weges) gilt befristet und endet 5 
Jahre nach Projektendzahlung 
Zum Ende des Projektes werden in einer Sitzung alle Kooperationspartner über ihre Zustän-
digkeiten berichten und das Projekt für beendet erklärt. 
 
9. Inkrafttreten 
Dieser Vertrag tritt mit Unterzeichnung aller Parteien in Kraft. 
 
Beschlussantrag: 
Vize-Bgm. Felberbauer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die vorgelegten Ko-
operationsvereinbarung vollinhaltlich beschließen. 
 
Wortmeldung AL Mag. Hochmuth: 
Er erklärt, dass die Zeichnungsberechtigung für die Rechnungen noch abgeändert wurde 
und zwar sollen folgende Personen zeichnungsberechtigt sein: Bgm. Steindler, Vize-Bgm. 
Felberbauer, GV Großwindhager und Treml Christian. Das heißt jeweils von Vertretern des 
Vereines Ternberger Zukunft und von Gemeindevertretern. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

11.Natur Aktiv Weg Ennsufer - Finanzierung 
 
Sachverhalt: 
Bgm. Steindler verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt:  
 
Die Teilnahme am Projekt „Naturaktive Gemeinde“ wurde in der GR-Sitzung vom 11.09.2012 
beschlossen. Projektinhalt ist die Errichtung des Natur Aktiv Weges Ennsufer.  
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Die Planungsarbeiten befinden sich in der Endphase. Es wurde im Juli der Bescheid mit fol-
genden Punkten an die Gemeinde übermittelt: 
 

1. Zu den Winterschachtelhalmbeständen ist ein Mindestabstand von 1 m einzu-
halten. Dies gilt sowohl für die Wegtrasse als solche als auch für die Herstel-
lungsarbeiten (inkl. Zwischenlagerungen von Erdmaterial und Geräten) insge-
samt. Um dies zu gewährleisten ist eine entsprechende Abänderung vor Beginn 
der Arbeiten in diesem Bereich vorzunehmen.  

2. Im gesamten Wegverlauf ist eine Leinenpflicht für Hunde vorzusehen.   

3. Bei den vorgesehenen Pylonen (Informationstafeln) bei der Marienbrücke und 
der Ennskapelle in Dürnbach ist ein Hinweis auf eine Wintersperre von 1.12. bis 
1.3. zum Schutz der Winterruhe für Wasservögel anzubringen. 

4. Vorgefundene Bauschuttablagerungen im Wegverlauf sind fachgerecht zu ent-
sorgen.  

5. Entbuscht werden darf nur dort, wo dies für eine Begehbarkeit der Wegtrasse 
unerlässlich ist.  

6. Die Breite der abschnittweise vorgesehenen Entbuschung (Freischneiden der 
Trasse) entlang des Weges ist auf ein maximales Ausmaß von 1,5 m zu redu-
zieren.  

7. Der Weg ist als reiner Fußweg bzw. –steig auszubauen und darf keinesfalls be-
festigt werden. In geländetechnisch schwierigen Abschnitten sowie im Bereich 
von naturräumlichen Besonderheiten (Naturdenkmal, Winterschachtelhalm, 
Konglo-meratwände, Ufernähe u.ä.) darf die Wegbreite max. 60 cm betragen, 
ansonsten ist eine Wegbreite bis zu max. 70 cm möglich.  

8. Vorhandene Eiben dürfen nicht beschädigt werden.  

9. Der Weg darf nur manuell mit der Wegmacherhaue hergestellt werden. Die 
Verwendung eines Minibaggers ist nur dann möglich, wenn sie zuvor mit dem 
Bezirksbeauftragten für Natur- und Landschaftsschutz für gewisse – konkret fi-



 - 35 - 

xierte - Teilabschnitte einvernehmlich vereinbart wurde. Vor Verwendung eines 
Mini-baggers ist daher das Einvernehmen mit dem Bezirksbeauftragten für Na-
tur- und Landschaftsschutz herzustellen.  

10. Beim „Rundweg Fallerbach“ (Lageplan Wegeführung Dez. 2015-ek) ist der 
Wegverlauf so zu gestalten, dass im Bereich bachaufwärts der Wasserfalls kein 
direkter Zugang zum Bach, z.B im Form eines Stichweges, geschaffen wird. 

11. Für die Fertigstellung des Vorhabens wird eine Frist bis zum 31.12.2017 
eingeräumt.  
Der Baubeginn und die Fertigstellung der Bauarbeiten sind der Bezirkshaupt-
mannschaft Steyr-Land unaufgefordert und schriftlich anzuzeigen. In der Fertig-
stellungsmeldung ist zur projektsgemäßen Umsetzung sowie zur Erfüllung der 
Auflagen schriftlich Stellung zu nehmen. 

 
Auf Grund des Einspruchs der Marktgemeinde gegen folgende Punkte im o.a. Bescheid 
 
Zu Punkt 7: Abschnittsweise ist für die sichere Benutzungsmöglichkeit jedenfalls eine Befes-
tigung im einfachen Ausmaß erforderlich. Auch muss diesbezüglich die Wegbreite ab-
schnittsweise über der im Bescheid angeführten Maximalbreite liegen. Eine Breite von 50 -
110 cm ist je nach den örtlichen Gegebenheiten notwendig. 
Zu Punkt 9: Die Befestigung mit Minibagger ist nach Fachmeinung der möglichen Auftrag-
nehmer jedenfalls in etlichen Teilbereichen erforderlich und zweckmäßig und auch für eine 
spätere, sichere Wegbenützung notwendig. Die Befestigung mit Bagger erfolgt je nach Er-
fordernis im Rahmen der Wegerrichtung und soll daher keiner expliziten Abstimmung bedür-
fen. Die Auftragnehmer sind hinsichtlich Art und Weise der Wegerrichtung ohnehin an die 
Punkte des Bescheides gebunden. 
 
wurde folgender Beschwerdevorentscheid an die Gemeinde übermittelt: 
 
Der Beschwerde wird teilweise stattgegeben und der angefochtene Bescheid in den Aufla-
gepunkten 7 und 11 insoweit abgeändert, als der Spruch wie folgt lautet: 
 

7. Der Weg ist als reiner Fußweg bzw. –steig auszubauen. In geländetechnisch schwie-
rigen Abschnitten sowie im Bereich von naturräumlichen Besonderheiten (Natur-
denkmal, Winterschachtelhalm, Konglomeratwände, Ufernähe u.ä.) darf die Wegbrei-
te max. 60 cm betragen, ansonsten ist eine Wegbreite bis zu max. 70 cm möglich. 
Eine Bedarfs-schotterung in den festgelegten Breiten mit einer Mächtigkeit von bis zu 
5 cm ist zulässig 

11. Für die Fertigstellung des Vorhabens wird eine Frist bis zum 31.12.2018 einge-
räumt.  
Der Baubeginn und die Fertigstellung der Bauarbeiten sind der Bezirkshauptmann-
schaft Steyr-Land unaufgefordert und schriftlich anzuzeigen. In der Fertigstellungs-
meldung ist zur projektsgemäßen Umsetzung sowie zur Erfüllung der Auflagen 
schriftlich Stellung zu nehmen. 

 
Somit ist für 2017 die Teilerrichtung des Weges geplant. Die Fertigstellung erfolgt dann im 
Jahr 2018. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 - 36 - 

Es ergibt sich folgende Gesamtkostenplanung: 

Projektkostenplanung per 12.10.2016 

    

Projektleitung 4.000 € 

Entbuschung 9.000 € 

Grabarbeiten maschinelle  8.000 € 

Grabarbeiten manuelle 25.000 € 

Bauleiter 10.000 € 

Wegbefestigung maschinelle  6.000 € 

Wegbefestigung manuelle 15.000 € 

Bänke, Pylonen, Beschilderung, … 8.000 € 

Vermarktung 5.000 € 

Gesamt 90.000 € 

 
Insgesamt belaufen sich geschätzten Gesamtkosten zur Errichtung des Weges daher auf € 
90.000,--. Die Kosten für eine Teilerrichtung im Jahr 2017 belaufen sich auf € 45.000,--. Zur 
Finanzierung der Errichtungskosten wurde der Natur Aktiv Weg Ennsufer als Leaderprojekt 
bei der Leader Region Nationalpark Kalkalpen eingereicht. Gefördert werden 60 % der Ge-
samtkosten. 
 
Beschlussantrag: 
Bgm. Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die derzeit geschätzten Pro-
jektkosten von € 45.000,-- für 2017 und € 45.000,-- für 2018, vorbehaltlich der Zustim-
mung durch die Leader Region Nationalpark Kalkalpen, beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

12.Infrastrukturbeitrag - Beschluss des Vertrages für die Flächenwid-
mungsplanänderung 4.47 (Fürweger Walter) 

 
Sachverhalt: 
GV Großwindhager verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Vom Gemeinderat wurde in der Sitzung am 03.05.2012 ein Mustervertrag für einen Infra-
strukturvertrag beschlossen. Dieser Mustervertrag ist Voraussetzung für sämtliche Neuwid-
mungen. 
 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 12.05.2016 die Einleitung des Verfahrens zur Ände-
rung Nr. 47 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 (Fürweger Walter) beschlossen. 
 
Gemäß Infrastrukturvertrag hat der Widmungswerber sämtliche Erschließungskosten zu tra-
gen. Für die gegenständliche Widmung sind lediglich zwei Anschlüsse an den Kanal vorzu-
sehen, die Aufschließung erfolgt direkt über den bestehenden Güterweg. Die anfallenden 
Erschließungskosten können daher mit den Anschlussgebühren (Kanal und Verkehrsflä-
chenbeitrag) abgedeckt werden, sodass keine zusätzlichen Infrastrukturkosten verrechnet 
werden. Die sonstigen Bestimmungen des Muster-Infrastrukturvertrages, insbesondere hin-
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sichtlich Baulandmobilisierung, wurden  übernommen, wobei als Frist für die Bebauung 5 
Jahre vorgesehen sind. 
 
Der entsprechende Infrastrukturvertrag wurde von Walter und Adelheid Fürweger unterfertigt 
und ist nun auch vom Gemeinderat zu beschließen.  
 
Ein Exemplar des Infrastrukturvertrages wurde jeder Fraktion zugestellt. Auf eine Verlesung 
wird verzichtet. Der Vertrag liegt der Verhandlungsschrift bei und bildet einen wesentlichen 
Bestandteilt derselben. 
 
Beschlussantrag: 
GV Großwindhager stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den vorliegenden Infra-
strukturvertrag mit Walter und Adelheid Fürweger, Wendbachstraße 23/1, 4452 Tern-
berg, für die Flächenwidmungsplanänderung 4.47 voll inhaltlich beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

13.Neuplanungsgebiet - Entwicklungsflächen Ternberg West/Ebenboden 
- Strukturplan 

 
Sachverhalt: 
GV Großwindhager verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg hat in seiner Sitzung am 9. Juli 2015 die 
Verordnung zur Festlegung des Neuplanungsgebietes für die gewidmeten Grundstücke Nr. 
1631, 1639, 1653/1, 1653/2, 1654, 1655, 1656, 1657, 1659/3 und 2126, Katastralgemeinde 
49202 Bäckengraben (Entwicklungsflächen Wohnbau Ternberg West/Ebenboden) beschlos-
sen. 
 
Im Erläuterungsbericht des Ortplaners vom Juni 2015 wurde festgelegt, dass als Grundlage 
für künftige Flächenwidmungen und Festlegungen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes 
nach den im Bericht angeführten Planungsgrundsätzen und -zielen verbindlich ein Struktur-
plan zu erstellen ist. 
 
Mit Datum vom 11.10.2016 wurde nun der erforderliche Strukturplan als Beilage zum Neu-
planungsgebiet „Entwicklungsflächen Wohnbau Ternberg West/Ebenboden“ durch die ÖBB 
Immobilien erstellt. 
 
Erläuterungen zum Strukturplan des Neuplanungsgebietes  
 
Ausgangssituation für die Erschließung  

 Zufahrt zum Parkplatz der Kleingartenanlage muss gesichert werden 

 Glockersteg wird für Fußgänger und Radfahrer an gleicher Stelle neu erbaut 

 Eine West-Ost-Verbindung (Weingartenstraße - Glockersteg) durch das Entwick-
lungsgebiet soll für Fußgänger und Radfahrer ermöglicht werden 

 Laut Verkehrsplaner (DI Haller) ist eine Erschließungsstraße aus dem Norden entlang 
der Bahn die beste Lösung (kürzeste Anbindung, keine Störung der bestehenden 
Wohngebäude an der Weingartenstraße) – Voraussetzung dafür ist jedoch eine Ab-
tretung von Flächen für die Erschließungsstraße von den Grundeigentümern Hohlrie-
der 
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Erschließung Motorisierter Verkehr 

 Haupterschließungszone inkl. Stellplätze befindet sich entlang des Gleisbereichs 
(ermöglicht flächensparende Baulandnutzung und einen Lärmabstand für 
Wohnbebauung) 

 innere Erschließung nur durch Stichstraßen, um einen Durchzugsverkehr zu 
verhindern und eine hohe Wohnqualität im Gebiet zu sichern 

 Errichtung von 2 Stellplätzen je Wohneinheit garantiert ein ausreichendes 
Stellplatzangebot für Bewohner und Besucher 

 

  

Baufelder 

 Sicherung einer standortgerechten und verträglichen Wohngebietsentwicklung durch 
eine maßvolle Bebauungsdichte (GFZ 0,75), eine Beschränkung der Gebäudehöhe 
(3 OG, bzw. entlang der Bahn 4OG) und einen hohen Grünflächenanteil (GFA von 
mind. 40%) 

 Eine zulässige Gebäudehöhe von 4OG entlang der Bahn dient als Lärmschutzfunkti-
on, wirkt sich zudem nicht negativ auf das Ortsbild aus, da das Gelände in diesem 
Bereich tiefer liegt 

 Unterteilung des Entwicklungsgebietes in 2 Baufelder ermöglicht eine Entwicklung in 
mehreren Phasen und es ergibt sich dadurch die erforderliche Größe für mehrge-
schossigen Wohnbau 

 Die Entwicklungsrichtung von Norden nach Süden (Phase 1 vor Phase 2) ermöglicht 
eine Schonung der Infrastrukturkosten (Straße/Leitungen werden im ersten Schritt 
nur bis zum Baufeld der Phase 1 errichtet) und bietet dem Kleingartenverein Zeit für 
eine Verlegung des Vereinsheimes und Parkplatzes (derzeit auf der Entwicklungsflä-
che Phase 2),  

 Der für die Erschließungsstraße erforderliche Flächentausch zwischen ÖBB, Hohlrie-
der und Gemeinde ist bei der Unterteilung der Baufelder in dieser Art möglich 

 Zentrale Platzgestaltung als Aufwertung des öffentlichen Raumes und Verbindung 
der Baufelder 

 Gestaltungsmaßnahmen beim Glockersteg garantieren eine attraktive und sichere 
Geh- und Radwegverbindung ins Ortszentrum 

 

 

Siedlungserweiterung auf Kleingartenfläche für Zukunft sichern  

 Phase 3 bietet ein langfristiges Baulandpotenzial (Einfamilienhäuser, Doppelhäuser, 
Reihenhäuser) für den Fall der Absiedelung der Kleingärten 

 Straßenführung der Phasen 1 und 2 ermöglicht eine optimale Erschließung der Pha-
se 3 

 Abnahme der Bebauungsdichte nach Süden und Westen zur Belichtungsoptimierung 
und Schaffung eines sanften Übergangs zur bestehenden EFH-Bebauung 

 Verlängerung der Erschließungsstraße entlang der Gleise ermöglicht einen geschlos-
senen Reihenhaus-Baukörper als Lärmschutzfunktion 

 

 
Der Strukturplan sowie die ergänzenden textlichen Festlegungen als Beilage zum Neupla-
nungsgebiet „Entwicklungsflächen Wohnbau Ternberg West/Ebenboden“ sind nun vom Ge-
meinderat zu beschließen. 
 
 
Beschlussantrag: 
GV Großwindhager stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Strukturplan sowie 
die ergänzenden textlichen Festlegungen als Beilage zum Neuplanungsgebiet „Ent-
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wicklungsflächen Wohnbau Ternberg West/Ebenboden“ mit Datum vom 11.10.2016  
beschließen. 
 
Wortmeldung Bgm. Steindler: 
Er ergänzt zu den Darstellungen, dass für die Parallelstraße ein Grundtausch mit Hohlrieder 
Christian und Felbauer Johann notwendig wird. Es wird ein Gespräch mit beiden geben. 
 
Wortmeldung GV Großwindhager: 
Er fragt, warum die Ausbauphasen von Nord nach Süd angegeben sind, es war bis jetzt die 
Rede davon, dass dies von Süd nach Nord angegeben sind. 
 
Wortmeldung AL Mag. Hochmuth: 
Er erklärt, dass die ÖBB dies so haben will, weil sie die Zufahrtsstraße nur bis zur ersten 
Baufläche errichten müssen und nicht über die ganze Baufläche. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

14.Neuplanungsgebiet  "FWP Zweitwohnungsgebiete" 
 
Sachverhalt: 
GV Großwindhager verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Die Marktgemeinde Ternberg beabsichtigt im Zuge der Überarbeitung des Flächenwim-
dungsplanes die Überprüfung und Neuregelung der Widmungsfestlegung Bauland / Zweit-
wohnungsgebiet, insbesondere hinsichtlich der Zulässigkeit der Errichtung von Wohngebäu-
den für einen dauernden Wohnbedarf vorzunehmen. Betroffen sind alle rechtswirksam als 
Bauland / Zweitwohnungsgebiet gewidmeten Flächen im Gemeindegebiet von Ternberg. 
 
Da eine Bewilligung bzw. Schaffung einer dauernden Wohnnutzung zum aktuellen Zeitpunkt 
eine Neubewertung der geeigneten Nutzungsoptionen und somit die zukünftige Flächenwid-
mung erschweren oder verhindern könnte, ist die Absicherung der Planungsabsichten mit 
Hilfe des gegenständlichen Neuplanungsgebietes geboten. 
 
Es wurde daher die folgende Verordnung eines Neuplanungsgebietes vorbereitet: 
 

Verordnung 

§ 1 

Gemäß § 45 Abs. 1 Oö. Bauordnung 1994, LGBl 66/1994 idF LGBl 70/1998, wird für alle 
rechtswirksam als Bauland / Zweitwohnungsgebiet gewidmeten Flächen im Gemeindegebiet 
von Ternberg zum Neuplanungsgebiet erklärt. 
 

§ 2 

Die Grenzen des Neuplanungsgebietes sind aus dem angeschlossenen Planentwurf vom 
06.10.2016, der einen Teil dieser Verordnung bildet, ersichtlich. 
 

§ 3 

Im Gebiet des Neuplanungsgebietes sind die im angeschlossenen Planentwurf vom 
06.10.2016 dargestellten Änderungen beabsichtigt. Der Planentwurf liegt vom Tage der 
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Kundmachung dieser Verordnung an im Markgemeindeamt während der Amtsstunden zur 
Einsichtnahme auf. 
 

§ 4 

Die Erklärung zum Neuplanungsgebiet hat die Wirkung, dass für alle rechtswirksam als Bau-
land / Zweitwohnungsgebiet gewidmeten Flächen im Gemeindegebiet anzeige- und bewilli-
gungspflichtige Vorhaben (wie Neu-, Zu- oder Umbau, Nutzungsänderung und dgl.) zur De-
ckung eines dauernden Wohnbedarfes unzulässig sind, da diese den Zweck des Neupla-
nungsgebietes, nämlich die Eignung der Widmungsflächen für eine dauernde Wohnnutzung 
zu überprüfen, erschweren bzw. verhindern würden. 
 

Grundzüge der beabsichtigten Neuplanung – Festlegungen 

Geltungsbereich: 
Alle rechtswirksam als Bauland / Zweitwohnungsgebiet gewidmeten Flächen im Gemeinde-
gebiet von Ternberg 
 
Ziel: 
Überprüfung und Neuregelung der Widmungsfestlegung Bauland / Zweitwohnungsgebiet, 
insbesondere hinsichtlich der Zulässigkeit der Errichtung von Wohngebäuden für einen dau-
ernden Wohnbedarf. 
 
Festlegung: 
Anzeige- und bewilligungspflichtige Vorhaben (wie Neu-, Zu- oder Umbau, Nutzungsände-
rung und dgl.) zur Deckung eines dauernden Wohnbedarfes sind unzulässig, da diese den 
Zweck des Neuplanungsgebietes, nämlich die Eignung der Widmungsflächen für eine dau-
ernde Wohnnutzung zu überprüfen, erschweren bzw. verhindern würden. 
 
Erläuterung: 
Im Juli 2015 wurde eine Novelle des Oö. Raumordnungsgesetzes rechtskräftig, welche für 
die Widmungskategorie Bauland / Zweitwohnungsgebiet Einschränkungen der Nutzungsop-
tionen ermöglicht. Dadurch können im Konkreten die Errichtung von Bauwerken für einen 
dauernden Wohnbedarf ausgeschlossen und die zulässige Wohnnutzfläche limitiert werden. 
Wie im Bericht des Bauausschusses Oö. Raumordnungsgesetz-Novelle 2015 beschrieben, 
erweist es sich aus strukturellen Gründen, insbesondere hinsichtlich der Bereitstellung der 
(technischen) Infrastruktur, nicht immer als vorteilhaft, wenn in als Zweitwohnungsgebiet ge-
widmeten Bereichen auch Wohngebäude für einen dauernden Wohnbedarf errichtet werden. 
 
Aufgrund der geänderten gesetzlichen Grundlagen ist daher ein Überprüfungs- und Neure-
gelungsbedarf aller derzeit gemäß Flächenwidmungsteil Nr. 4 rechtswirksamen Widmungen 
Bauland / Zweitwohnungsgebiet hinsichtlich der Nutzungsoptionen gegeben.  
 
Vorbereitend für die geplante Flächenwidmungsteiländerung soll ein Kriterienkatalog erstellt 
werden, der es ermöglicht auf Basis objektiver Voraussetzungen, wie Anbindung an techni-
sche und soziale Infrastruktur, generelle Erreichbarkeit, öffentliche Verkehrserschließung, 
Größe des Gebäudebestandes und dgl., die einzelnen Flächen hinsichtlich ihrer Eignung für 
eine dauernde Wohnnutzung gleichrangig und fachlich fundiert zu bewerten. 
 
Da eine Bewilligung bzw. Schaffung einer dauernden Wohnnutzung zum aktuellen Zeitpunkt 
eine Neubewertung der geeigneten Nutzungsoptionen und somit die zukünftige Flächenwid-
mung erschweren oder verhindern könnte, ist die Absicherung der Planungsabsichten mit 
Hilfe des gegenständlichen Neuplanungsgebietes geboten. 
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§ 5 

Die gegenständliche Verordnung über die Erklärung zum Neuplanungsgebiet wird zwei Wo-
chen nach ihrer Kundmachung rechtswirksam.  

§ 6 

Obige Verordnung über die Erklärung zum Neuplanungsgebiet tritt entsprechend dem An-
lass, aus dem sie erlassen wurde, mit dem Rechtswirksamwerden des neuen Flächenwid-
mungsplanes/ Bebauungsplanes, spätestens jedoch nach zwei Jahren außer Kraft, wenn sie 
nicht verlängert wird. 

Der Gemeinderat kann die Erklärung zum Neuplanungsgebiet durch Verordnung höchstens 
zweimal auf je ein weiteres Jahr verlängern. 
 
Eine darüber hinausgehende Verlängerung auf höchstens zwei weitere Jahre kann durch 
Verordnung des Gemeinderates erfolgen, wenn sich die vorgesehene Erlassung oder Ände-
rung des Flächenwidmungsplanes/Bebauungsplanes ausschließlich deswegen verzögert, 
weil überörtliche Planungen berücksichtigt werden sollen. Eine solche Verordnung bedarf der 
Genehmigung der Landesregierung, die zu erteilen ist, wenn mit einer Fertigstellung und 
Berücksichtigung der überörtlichen Planung innerhalb der weiteren Verlängerungsfrist ge-
rechnet werden kann. Auch im Fall einer Verlängerung tritt die Verordnung mit dem Rechts-
wirksamwerden des neuen Plans oder der Änderung des Plans außer Kraft. 

Beschlussantrag: 
GV Großwindhager stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Verordnung zur Fest-
legung des Neuplanungsgebietes für die rechtswirksam als Bauland / Zweitwoh-
nungsgebiet gewidmeten Flächen im Gemeindegebiet von Ternberg voll inhaltlich be-
schließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

15.Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.47 und ÖEK-Änderung Nr. 1.23 
(Fürweger Walter) - Genehmigungsbeschluss 

 
Sachverhalt: 
GR Eibenberger Michael verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg hat in seiner Sitzung am 12.05.2016 auf-
grund des Antrages des Herrn Fürweger Walter, wohnhaft in 4453 Ternberg, Wendbachstra-
ße 23/1, die Einleitung des Verfahrens zur Änderung Nr. 47 des Flächenwidmungsplanes Nr. 
4 und zur Änderung Nr. 23 des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 1 beschlossen. 
Aufgrund des Einleitungsbeschlusses durch den Gemeinderat hat die Gemeinde Gelegen-
heit zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben. Die entsprechenden Änderungspläne konn-
ten zur Einsichtnahme beim Marktgemeindeamt während der Amtsstunden eingesehen wer-
den. 
Stellungnahme des Amtes der Oö. Landesregierung, Direktion Umwelt- und Wasserwirt-
schaft, Abteilung Umweltschutz, GZ: US-2016-269952/2-Hir/Ki, vom 14.07.2016: 
Gemäß Stellungnahme der Abteilung Umweltschutz kann der Umwidmung der bereits 
rechtswirksamen Baulandflächen in Bauland / Dorfgebiet zugestimmt werden, die Bau-
landerweiterung in Richtung Westen wird aufgrund der Nähe zur Bahnstrecke grundsätzlich 
problematisch angesehen. Um einen bestmöglichen Schallschutz zu erreichen, wird empfoh-
len das Hauptgebäude samt Schutzmaßnahmen im Norden zu errichten und somit einen 
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abgeschirmten Bereich im Süden für den Aufenthalt im Freien zu schaffen. Es wird eine Mo-
difikation und Neudefinition der Schutz- oder Pufferzone im Bauland mit der Festlegung von 
Schallschutzmaßnamen für die bahnseitigen Wohn- und Schlafräume als erforderlich erach-
tet. 
 
Der Forderung der Abteilung Umweltschutz entsprechend wurde die bisherige Schutzzonen-
festlegung modifiziert und die gesamte Baulandfläche des Planungsraumes mit einer Schutz- 
oder Pufferzone im Bauland (Bauliche Maßnahmen) Bm11 überlagert, welche die erforderli-
chen Schutzmaßnahmen vor dem Lärm der Bahnstrecke bei Neuerrichtung von Gebäuden 
definiert. 
 
Bm11: Bei Neuerrichtung von Wohngebäuden ist ein dem Stand der Technik entspre-
chender Schallschutz für bahnseitige Aufenthaltsräume, insbesondere für besonders 
schutzwürdige Räume (wie Wohn- und Schlafräume), sicherzustellen. 
 
Stellungnahme des Amtes der Oö. Landesregierung, Direktion Umwelt- und Wasserwirt-
schaft, Abteilung Grund- und Trinkwasserwirtschaft, GZ: GTW-2016-12667/4-DI, vom 
19.07.2016: 
In der Stellungnahme der Abteilung Grund- und Trinkwasserwirtschaft sowie Oberflächen-
gewässerwirtschaft wird darauf hingewiesen, dass die Oberflächenwässer auf der Neuwid-
mungsfläche vor Ort zu versickern sind bzw. bei unzureichend versickerungsfähigem Unter-
grund eine geordnete Oberflächenentwässerung sicherzustellen ist. Zudem ist die gefahrlose 
Ableitung der Hangwässer an den zu schützenden Objekten vorbei zu gewährleisten. Eine 
geordnete Oberflächenentwässerung bzw. der erforderliche Hangwasserschutz muss vor 
Bebauung bzw. Baubewilligung wirksam sein. Hinsichtlich der Wasserversorgung wird an-
gemerkt, dass die beabsichtige Versorgung der Neuwidmungsfläche mittels Hausbrunnen im 
Widerspruch zur Oö. Landesstrategie "Zukunft Trinkwasser" stehe. Aufgrund dessen wird die 
gegenständliche Baulandneuwidmung aus fachlicher Sicht abgelehnt. 
 
Zur Stellungnahme der Abteilung Grund- und Trinkwasserwirtschaft sowie Oberflächenge-
wässerwirtschaft ist laut Ortsplaner anzumerken, dass die Sicherstellung eines geeigneten 
Hang- und Oberflächenwässerschutzes vor Erteilung einer Baubewilligung für die Neuwid-
mungsfläche im Rahmen eines Raumordnungsvertrages geregelt wird, welcher begleitend 
zur gegenständlichen Flächenwidmungsplanänderung abgeschlossen wird. 
Hinsichtlich des fachlichen Einwandes zur geplanten Wasserversorgung ist festzuhalten, 
dass sich das gegenständliche Umwidmungsvorhaben in einem Streusiedlungsbereich be-
findet, dessen Erschließung durch eine öffentliche Trinkwasserversorgung aus wirtschaftli-
cher Sicht nicht sinnvoll wäre. In der Oö. Landesstrategie "Zukunft Trinkwasser" wird als Ziel 
festgelegt, dass in Streulage, wo wirtschaftlich und technisch eine öffentliche Versorgung 
nicht möglich oder sinnvoll ist, der Hausbrunnen auch zukünftig eine geeignete Wasserver-
sorgung darstellt. Das gegenständliche Umwidmungsvorhaben steht somit nicht im Wider-
spruch zur Oö. Landesstrategie "Zukunft Trinkwasser". 
 
Stellungnahme des Amtes der Oö. Landesregierung, Direktion Umwelt- und Wasserwirt-
schaft,  Regionsbeauftragten für Natur- und Landschaftsschutz, GZ: BBA-LI-2015-35884/11-
Go/Bran, vom 30.06.2016: 
Eine maßgebliche Auswirkung auf das Landschaftsbild ist nicht zu erwarten, sodass die ge-
plante Widmungsänderung fachlich vertreten werden kann. 
 
Stellungnahme der Wildbach- und Lawinenverbauung, Gebietsbauleitung Oberösterreich 
Ost, GZ: VI/10c-714-2016, vom 20.06.2016: 
Seitens der WLV wird gegen die geplante Umwidmung grundsätzlich kein Einwand erhoben 
und erscheint aus wildbachtechnischer Sicht die Baugrundeignung gegeben zu sein. 
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Stellungnahme der Oö. Landesregierung, Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und 
ländliche Entwicklung, Abteilung Raumordnung, GZ: RO-2016-264893/8-Katz, vom 
29.07.2016: 
In der Stellungnahme der Abteilung Raumordnung wird der gegenständlichen Flächenwid-
mungsplanänderung zugestimmt, sofern der lärmschutztechnischen Stellungnahme entspre-
chend eine Planmodifikation durchgeführt wird und die Aussagen in den ergänzend eingehol-
ten fachspezifischen Stellungnahmen unter den darin genannten Bedingungen berücksichtigt 
werden. 
Der Nachweis eines öffentlichen Interesses als Begründung für die Notwendigkeit der - vor-
zeitigen – Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes kann aus fachlicher Sicht auf-
grund der Baulückensituation nachvollzogen werden. 
 
Die Energie AG Oberösterreich Netz GmbH und die Telekom Austria AG erheben gegen die 
Umwidmung keinen Einwand. 
 
Aufgrund der Forderung der Abteilung Umweltschutz wurde der Änderungsplan demnach 
von der TOPOS III Stadt- & Raumplanung mit Datum vom 30.08.2016 nochmals modifiziert 
und den Grundeigentümern der betroffenen Grundstücke die Möglichkeit eingeräumt, eine 
Stellungnahme zur geplanten Änderung des Flächenwidmungsplanes bzw. Änderung des 
Örtlichen Entwicklungskonzeptes abzugeben. 
 
Einwände wurden keine vorgebracht. 
 
Vom Gemeinderat ist nunmehr die Umwidmung zu beschließen. 
 
Beschlussantrag: 
GR Eibenberger Michael stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Änderung Nr. 47 
des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 und die Änderung Nr. 23 des Örtlichen Entwick-
lungskonzeptes Nr. 1 entsprechend der Änderungspläne vom 21.04.2016, Flächen-
widmungsplanteil geändert mit Datum vom 30.08.2016, der TOPOS III Stadt- & Raum-
planung, beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

16.Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.48 (Schilcher Harald) - Geneh-
migungsbeschluss 

 
Sachverhalt: 
GR Eibenberger Michael verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg hat in seiner Sitzung am 14. Juli 2016 auf-
grund des Antrages des Herrn Schilcher Harald, wohnhaft in 4453 Ternberg, Wendbachstra-
ße 14, die Einleitung des Verfahrens zur Änderung Nr. 48 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 
für die Parz. Nr. .332 und 870/2, KG. 49237 Trattenbach, beschlossen. 
Aufgrund des Einleitungsbeschlusses durch den Gemeinderat hat die Gemeinde Gelegen-
heit zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben. Die entsprechenden Änderungspläne konn-
ten zur Einsichtnahme beim Marktgemeindeamt während der Amtsstunden eingesehen wer-
den. 
Einwände wurden keine vorgebracht. 
 
Vom Gemeinderat ist nunmehr die Umwidmung zu beschließen. 
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Beschlussantrag: 
GR Eibenberger Michael stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Änderung Nr. 48 
des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 entsprechend der Änderungspläne vom 20.06.2016 
der TOPOS III Stadt- & Raumplanung, beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

17.Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.49 (Kabel-TV Betriebs GmbH) - 
Einleitungsbeschluss 

 
Sachverhalt: 
GR Hager Johann verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Mit Antrag vom 17. August 2016 hat die Kabel-TV Betriebs GmbH, 4452 Ternberg,, Grün-
burger Straße 9, um Änderung des Flächenwimdungsplanes Nr. 4 für die Parz. Nr. .299, 
1536/2 und 1536/19, KG. 49235 Ternberg, angesucht. 
 
Der Planungsraum befindet sich nordöstlich des Ennskraftwerkes, rund 500 m südlich des 
Ortszentrums der Gemeinde Ternberg. 
 
Die Planungsraumfläche ist in einen Bereich mit großflächigen Infrastruktureinrichtungen 
sowie Sport- und Erholungsnutzungen integriert und weist bereits langfristig eine Nutzung 
durch die Ennskraftwerke AG auf. Derzeit liegen Absichten der Kabel-TV Betriebs GmbH zur 
Nachnutzung des ehemals als Garagengebäude des Kraftwerkes verwendeten Gebäudebe-
standes im Planungsraum vor. Im Konkreten sollen Lagerräume, technische Kommunikati-
onsräume und ein Aufenthaltsraum geschaffen werden. 
 
Um die beabsichtigte Nutzung des Gebäudebestandes zu ermöglichen, wird die Planungs-
raumfläche als Bauland / Eingeschränktes Gemischtes Baugebiet unter Ausschluss betriebs-
fremder Wohnnutzung gewidmet. Die gegenständliche Umwidmung sowie die Nutzungsab-
sichten entsprechenden raumstrukturellen Voraussetzungen des Umgebungsbereiches und 
maßgebende naturräumliche Restriktionen bestehen nicht. 
 
Etwaige Bebauungs- und Nutzungsrestriktionen durch die Lage innerhalb einer archäologi-
schen Fundzone sind mit dem Bundesdenkmalamt abzuklären. 
 
Das gegenständliche Umwidmungsvorhaben steht nicht im Widerspruch zu den Festlegun-
gen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 1. Die Festlegung Bauland / Sondergebiet des 
Baulandes in der Themenkarte Baulandentwicklung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes 
Nr. 1 ist als Vorrangfunktion zu verstehen und nicht als Funktionszuweisung mit Ausschluss 
von anderen raumverträglichen Widmungskategorien. Die Widmung Bauland / Einge-
schränktes Gemischtes Baugebiet ist somit in die Vorrangfunktion integrierbar und der raum-
strukturell übergeordnete Kontext bleibt gewährleistet.  
 
Da es sich beim gegenständlichen Umwidmungsvorhaben um bereits bestehendes und be-
bautes Bauland handelt, sind keine maßgeblichen Auswirkungen auf die Baulandbilanz be-
dingt. 
 
Die Anbindungsvoraussetzungen der technischen sowie der Verkehrsinfrastruktur sind ent-
sprechend der Bestandssituation für den Planungsraum gewährleistet. 
 
Ein Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen des Oö. Raumordnungsgesetzes 1994 be-
steht nicht. 
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Die gegenständliche Änderung des Flächenwidmungsplanes schafft keine Grundlagen für 
ein Projekt, das gemäß Anhang 1 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist. 
 
Gemäß Umweltprüfungsverordnung für Flächenwidmungspläne (LGBl. Nr. 110/2006) sind 
eindeutige Kriterien sowie Schwellen- und Grenzwerte für das Erfordernis der Unterziehung 
einer Umweltprüfung von Flächenwidmungsplänen und Flächenwidmungsplanänderungen 
festgelegt und ist die gegenständliche Änderung des Flächenwidmungsplanes einer Umwelt-
prüfung nicht zu unterziehen. 
 
Beschlussantrag: 
GR Hager Johann stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Änderung Nr. 49 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4 entsprechend der Änderungspläne vom 29.09.2016 der 
TOPOS III Stadt- & Raumplanung, beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

18.Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.50 (ÖBB-
Immobilienmanagement GmbH) - Einleitungsbeschluss 

 
Sachverhalt: 
GR Hager Johann verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Mit Antrag vom 26. September 2016 hat die ÖBB-Immobilienmanagement GmbH, 4020 Linz, 
Bahnhofstraße 3, um Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 für die Parz. Nr. 1609/1 
(Teilfl.), 1631 (Teilfl.), 1639 (Teilfl.), 1653/1 (Teilfl.), 1655 (Teilfl.), 2126 (Teilfl.) , KG. 49202 
Bäckengraben, angesucht. 
 
Die Planungsraumfläche ist gemäß Grundbesitzverhältnissen (ÖBB-Infrastruktur Aktienge-
sellschaft) der westlich anschließenden Baulandfläche mit der rechtswirksamen Widmung 
Bauland / Wohngebiet zugeordnet. Diese großflächige Entwicklungsfläche weist insbesonde-
re aufgrund der Lage im erweiterten Zentrumsbereich sowie der fußläufigen Erreichbarkeit 
von öffentlichen und privaten Dienstleistungseinrichtungen und Haltestellen des öffentlichen 
Verkehrs eine hohe Eignung für maßvoll verdichtete Bauformen auf. 
 
Aufgrund des beschränkten Ausmaßes an zur Verfügung stehender Potenzialflächen für 
derartige Bauformen im Gemeindegebiet und der raumstrukturellen Bedeutung des Pla-
nungsraumes gemeinsam mit dem angrenzenden Umgebungsbereich für die Marktgemeinde 
Ternberg liegt es im öffentlichen Interesse eine bestmögliche Nutzung der gesamten Ent-
wicklungsfläche zu gewährleisten. Zur Sicherung der künftigen Nutzungsoptionen wurde für 
die Gesamtfläche ein Neuplanungsgebiet für den Flächenwidmungsplan (Teile A und B) und 
die Bebauungsplanung verhängt. 
 
Ein gemäß Neuplanungsgebiet erforderlicher Strukturplan für die gesamte Entwicklungsflä-
che liegt als Entwurf bereits vor. Dieser orientiert sich an den Planungsgrundsätzen und -
zielen des Neuplanungsgebietes. Im Wesentlichen wird für die Gesamtfläche eine überwie-
gende Bebauung mit mehrgeschossigen Wohnbauten und die Erschließung durch eine neu 
zu errichtende Aufschließungsstraße aus Richtung Norden entlang des Bahndammes vorge-
sehen. Im Bereich des Planungsraumes ist insbesondere die Errichtung der zukünftigen Er-
schließungsstraße sowie von der geplanten Wohnnutzung zugeordneten Stellplätzen beab-
sichtigt. 
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Die überwiegende Planungsraumfläche wird daher in die angrenzende Baulandwidmung 
integriert und als Bauland / Wohngebiet gewidmet. Zugleich erfolgt eine Anpassung der Er-
sichtlichmachung der ÖBB-Hauptbahn an die aktuellen Nutzungsabsichten bzw. Umbau-
maßnahmen im Bereich der Gleisanlagen und Böschungen. 
 
In Reaktion auf die Lärmimmissionen der Bahn und die bestehende Schutzzonenfestlegung 
im Planungsraum wird die künftige Baulandwidmung des Planungsraumes mit einer Schutz- 
oder Pufferzone im Bauland SP1 "Errichtung von Hauptgebäuden unzulässig" überlagert. 
 
Die gemäß Gefahrenzonenplan Revision 2012 der Wildbach- und Lawinenverbauung von 
einem Hinweisbereich – Überflutung ("Ü") betroffenen Planungsraumteilflächen sind nicht 
von der Baulandneuwidmung tangiert, sondern werden als ÖBB-Hauptbahn ersichtlich ge-
macht. 
 
Der Planungsraum liegt innerhalb der definitiven Grenze einer Siedlungsentwicklung des 
Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 1 und ist als Erholungsfläche / Dauerkleingärten aus-
gewiesen. Die gegenständliche Flächenwidmungsteiländerung bedingt keine maßgebliche 
Veränderung der raumstrukturellen Situation und ist daher keine Änderung des Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes Nr. 1 erforderlich. 
 
Das Umwidmungsvorhaben stellt eine Ergänzungsfläche des bereits als Bauland / Wohnge-
biet gewidmeten, angrenzenden Entwicklungsbereiches dar. Aufgrund der vorliegenden 
kurz- bis mittelfristigen Absichten zur Baulandmobilisierung der gesamten Entwicklungsflä-
che sind durch die gegenständliche Flächenwidmungsteiländerung keine maßgebenden 
Auswirkungen auf die Baulandbilanz bedingt. 
 
Die technische Ver- und Entsorgungsinfrastruktur – Abwasserentsorgung, Wasser- und 
Energieversorgung, Abfallentsorgung – sowie eine Aufschließungsstraße aus Richtung Nor-
den (gemäß Verkehrskonzept Dipl. Ing. Haller, vom 11.05.2016) und die interne Verkehrser-
schließung sind für den Planungsraum und die westlich anschließende Entwicklungsfläche 
neu zu errichten. 
 
Aufgrund der raumstrukturellen Bedeutung und Größe der gegenständlichen Entwicklungs-
fläche ist, insbesondere zur Regelung der Infrastrukturkosten sowie zur bedarfsorientierten, 
phasenweisen Realisierung des gesamten Entwicklungsbereiches, der Abschluss eines 
Raumordnungsvertrages zwischen Grundstückseigentümer und Gemeinde vorgesehen. 
 
Gemäß Festlegungen des Neuplanungsgebietes ist eine verbindliche Neuaufstellung eines 
Bebauungsplanes für die gesamte Entwicklungsfläche nach Maßgabe des Strukturplanes 
erforderlich. 
 
Übereinstimmung mit übergeordneten Planungsvoraussetzungen 
Ein Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen des Oö. Raumordnungsgesetzes 1994 be-
steht nicht. 
 
Umweltprüfung 
Die gegenständliche Änderung des Flächenwidmungsplanes schafft keine Grundlagen für 
ein Projekt, das gemäß Anhang 1 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist. 
 
Gemäß Umweltprüfungsverordnung für Flächenwidmungspläne (LGBl. Nr. 110/2006) sind 
eindeutige Kriterien sowie Schwellen- und Grenzwerte für das Erfordernis der Unterziehung 
einer Umweltprüfung von Flächenwidmungsplänen und Flächenwidmungsplanänderungen 
festgelegt und ist die gegenständliche Änderung des Flächenwidmungsplanes einer Umwelt-
prüfung nicht zu unterziehen. 
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Widmungsvoraussetzungen / verfahrensbegleitende Maßnahmen 
 
Raumordnungsvertrag 
Im Zuge der Baulandmobilisierung ist ein Raumordnungsvertrag  zwischen Grundeigentü-
mern bzw. Vorhabenträgern und Gemeinde abzuschließen, insbesondere zur Regelung der 
Errichtung der Infrastruktur und der bedarfsorientierten, phasenweisen Baulandmobilisie-
rung. 
 
Bebauungsplanung 
Zur Sicherung einer geordneten und zweckmäßigen Bebauung, zur Gewährleistung eines 
möglichst wirksamen Umweltschutzes sowie zur Organisation der Verkehrsinfrastruktur ist 
die Erstellung eines Bebauungsplanes, nach Maßgabe eines Strukturplanes gemäß verord-
neten Neuplanungsgebietes, erforderlich. 
 
Beschlussantrag: 
GR Hager Johann stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Änderung Nr. 50 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4 entsprechend der Änderungspläne vom 03.10.2016 der 
TOPOS III Stadt- & Raumplanung, beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

19.Werfner -  Verordnung für die Widmung einer Straße für den Gemein-
gebrauch und ihre Einreihung als Güterweg und Benennung 

 
Sachverhalt: 
Bgm. Steindler verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Die Marktgemeinde Ternberg beabsichtigt, eine bestehende Privatstraße in Maireben (Zu-
fahrt Werfner) in das öffentliche Gut zu übernehmen. Sie beginnt im Bereich der B115 (Stra-
ßenkilometer 29,9), führt entlang der Liegenschaft Maireben 39 und endet bei der Liegen-
schaft Maireben 40. 
 
Diese Straße wird dem Gemeingebrauch gewidmet und als Güterweg eingereiht. Die Straße 
dient vorwiegend der Aufschließung der Grundstücke Nr. 133/8 (Maireben 39) und .10 
(Maireben 40) der KG. Ternberg. Sie führt den Namen „Werfner Haupttrasse“. 
 
Der Lageplan im Maßstab 1:1500, der als Grundlage für die zu erlassende Verordnung dient, 
wurde in der Zeit vom 07. September 2016 bis einschließlich 05. Oktober 2016 zur öffentli-
chen Einsichtnahme aufgelegt. 
 
Einwände wurden nicht vorgebracht. 
 
Es wurde folgende Verordnung vorbereitet: 
 

V e r o r d n u n g 
 

über die Widmung einer Straße für den Gemeingebrauch, ihre Einreihung als Güterweg und 
Straßenbenennung. 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg hat am 18. Oktober 2016 gemäß  
§ 11 Absatz 1 Oö. Straßengesetz 1991 idgF. in Verbindung mit den §§ 40 Abs. 2 Ziffer 4 und 
43 Oö Gemeindeordnung 1990 idgF. beschlossen: 
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§ 1 
 

Die Marktgemeinde Ternberg beabsichtigt, eine bestehende Privatstraße in Maireben in das 
öffentliche Gut zu übernehmen. Sie beginnt im Bereich der B115 (Straßenkilometer 29,9), 
führt entlang der Liegenschaft Maireben 39 und endet bei der Liegenschaft Maireben 40. 
 
Diese Straße wird dem Gemeingebrauch gewidmet und als Güterweg eingereiht. Die Straße 
dient vorwiegend der Aufschließung der Grundstücke Nr. 133/8 (Maireben 39) und .10 
(Maireben 40) der KG. Ternberg. Sie führt den Namen „Werfner Haupttrasse“. 
 

§ 2 
 

Die Straße ist im Lageplan im Maßstab 1:1500 dargestellt, der vor Erlassung dieser Verord-
nung während vier Wochen im Gemeindeamt zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist 
und während der Parteienverkehrszeiten von jedermann eingesehen werden kann. 
 

§ 3 
 
Diese Verordnung wird gem. § 94 Abs. 1 Oö. Gemeindeordnung 1990 während zwei Wo-
chen kundgemacht und wird mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag 
rechtswirksam.  
 
Beschlussantrag: 
Bgm. Steindler stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die vorliegende Verordnung 
betreffend die Widmung einer Straße für den Gemeingebrauch, ihre Einreihung als 
Güterweg und Benennung beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

20.Brunndorfstraße - Verordnung für die Widmung einer öffentlichen 
Verkehrsfläche für den Gemeingebrauch und ihre Einreihung als Ge-

meindestraße und Benennung 
 
Sachverhalt: 
GV Großwindhager verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Die Marktgemeinde Ternberg widmet die bereits errichtete öffentliche Straße Parz. Nr. 
1328/17, KG. Ternberg, die der verkehrsmäßigen Erschließung der gewidmeten Bauparzel-
len dient, dem Gemeingebrauch wird als Gemeindestraße eingereiht und erhält den Namen 
„Brunndorfstraße“. 
 
Der Vermessungsplan von Mayrhofer & Hackl ZT GmbH, Maßstab 1:500, GZ: 14372/16, 
vom 11.03.2016, der als Grundlage für die zu erlassende Verordnung dient, wurde in der Zeit 
vom 12. September 2016 bis einschließlich 11. Oktober 2016 zur öffentlichen Einsichtnahme 
aufgelegt. 
 
Einwände wurden nicht vorgebracht. 
 
Es wurde folgende Verordnung vorbereitet: 
 

V e r o r d n u n g 
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über die Widmung einer öffentlichen Verkehrsfläche für den Gemeingebrauch, ihre Einrei-
hung als Gemeindestraße und Straßenbenennung. 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg hat am 18. Oktober 2016 gemäß  
§ 11 Absatz 1 Oö. Straßengesetz 1991 idgF. in Verbindung mit den §§ 40 Abs. 2 Ziffer 4 und 
43 Oö Gemeindeordnung 1990 idgF. beschlossen: 
 

§ 1 
 

Die Marktgemeinde Ternberg widmet die bereits errichtete öffentliche Straße, Parz. Nr. 
1328/17, KG. Ternberg, für den Gemeingebrauch, wird als Gemeindestraße eingereiht und 
erhält den Namen „Brunndorfstraße“.  
 
Diese Straße, eine Verlängerung der bestehenden Gemeindestraße mit der Benennung 
„Brunndorfstraße“, dient vorwiegend der Erschließung der Grundstück Nr. 1328/15, 1328/14, 
1328/13, 1328/12, 1328/18 und 1328/2, der KG. Ternberg. 
 

§ 2 
 

Die Straße ist im Vermessungsplan von Mayrhofer & Hackl ZT GmbH, Maßstab 1:500, GZ: 
14372/16, vom 11.03.2016, dargestellt, der vor Erlassung dieser Verordnung während vier 
Wochen im Gemeindeamt zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist und während der 
Parteienverkehrszeiten von jedermann eingesehen werden kann. 
 

§ 3 
 
Diese Verordnung wird gem. § 94 Abs. 1 Oö. Gemeindeordnung 1990 während zwei Wo-
chen kundgemacht und wird mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag 
rechtswirksam.  
 
Beschlussantrag: 
GV Großwindahger stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die vorliegende Verord-
nung betreffend die Widmung der Verkehrsfläche, im Bereich der Liegenschaften 
„Brunndorfstraße 11 - 17“, für den Gemeingebrauch, ihre Einreihung als Gemein-
destraße und Benennung beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

21.Pessl - Verordnung für die Widmung einer öffentlichen Verkehrsfläche 
für den Gemeingebrauch und  ihre Einreihung als Güterweg und Benen-

nung 
 
Sachverhalt: 
GV Großwindhager verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Die Marktgemeinde Ternberg widmet die bereits errichtete öffentliche Straße Parz. Nr. 
1838/4, KG. Bäckengraben, die der verkehrsmäßigen Erschließung der Liegenschaften 
„Herndleckstraße 25 u. 26“ dient, für den Gemeingebrauch, wird als Güterweg eingereiht und 
erhält den Namen „Herndleck Pessl“ 
 
Der Vermessungsplan vom Amt der Oö. Landesregierung, Maßstab 1:1000, GZ: 6538-
2A/09, der als Grundlage für die zu erlassende Verordnung dient, wurde in der Zeit vom 12. 
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September 2016 bis einschließlich 11. Oktober 2016 zur öffentlichen Einsichtnahme aufge-
legt. 
 
Einwände wurden nicht vorgebracht. 
 
Es wurde folgende Verordnung vorbereitet: 
 

V e r o r d n u n g 
 

über die Widmung einer öffentlichen Verkehrsfläche für den Gemeingebrauch, ihre Einrei-
hung als Güterweg und Straßenbenennung. 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg hat am 18. Oktober 2016 gemäß  
§ 11 Absatz 1 Oö. Straßengesetz 1991 idgF. in Verbindung mit den §§ 40 Abs. 2 Ziffer 4 und 
43 Oö Gemeindeordnung 1990 idgF. beschlossen: 
 

§ 1 
 

Die Marktgemeinde Ternberg widmet die bereits errichtete öffentliche Straße, Parz. Nr. 
1838/4, KG. Bäckengraben, für den Gemeingebrauch, wird als Güterweg eingereiht und er-
hält den Namen „Herndleck Pessl“.  
 
Diese Straße dient vorwiegend der Erschließung der Liegenschaften „Herndleckstraße 25 u. 
26“. 
 

§ 2 
 

Die Straße ist im Vermessungsplan vom Amt der Oö. Landesregierung, Maßstab 1:1000, 
GZ: 6538-2A/09, dargestellt, der vor Erlassung dieser Verordnung während vier Wochen im 
Gemeindeamt zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist und während der Parteienver-
kehrszeiten von jedermann eingesehen werden kann. 
 

§ 3 
 
Diese Verordnung wird gem. § 94 Abs. 1 Oö. Gemeindeordnung 1990 während zwei Wo-
chen kundgemacht und wird mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag 
rechtswirksam.  
 
Beschlussantrag: 
GV Großwindhager stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die vorliegende Verord-
nung betreffend die Widmung der Verkehrsfläche, im Bereich der Liegenschaften 
„Herndleckstraße 25 u. 26“, für den Gemeingebrauch, ihre Einreihung als Güterweg 
und Benennung beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 
 

22.Reitner - Verordnung für die Widmung einer öffentlichen Verkehrsflä-
che für den Gemeingebrauch und ihre Einreihung als Güterweg und Be-

nennung 
 
Sachverhalt: 
GR Hager Johann verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
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Die Marktgemeinde Ternberg widmet die bereits errichtete öffentliche Straße, Parz. Nr. 
341/6, KG. Bäckengraben, die der verkehrsmäßigen Erschließung der landwirtschaftlichen 
Liegenschaft „Reitner“ dient, den Gemeingebrauch, wird als Güterweg eingereiht und erhält 
den Namen „Reitner Haupttrasse“. 
 
Der Vermessungsplan vom Amt der Oö. Landesregierung, Maßstab 1:1000, GZ: 6538-
2B/09, der als Grundlage für die zu erlassende Verordnung dient, wurde in der Zeit vom 12. 
September 2016 bis einschließlich 11. Oktober 2016 zur öffentlichen Einsichtnahme aufge-
legt. 
 
Einwände wurden nicht vorgebracht. 
 
Es wurde folgende Verordnung vorbereitet: 
 

V e r o r d n u n g 
 

über die Widmung einer öffentlichen Verkehrsfläche für den Gemeingebrauch, ihre Einrei-
hung als Güterweg und Straßenbenennung. 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg hat am 18. Oktober 2016 gemäß  
§ 11 Absatz 1 Oö. Straßengesetz 1991 idgF. in Verbindung mit den §§ 40 Abs. 2 Ziffer 4 und 
43 Oö Gemeindeordnung 1990 idgF. beschlossen: 
 

§ 1 
 

Die Marktgemeinde Ternberg widmet die bereits errichtete öffentliche Straße, Parz. Nr. 
341/6, KG. Bäckengraben, für den Gemeingebrauch, wird als Güterweg eingereiht und erhält 
den Namen „Reitner Haupttrasse“.  
 
Diese Straße dient vorwiegend der Erschließung der landwirtschaftlichen Liegenschaft 
„Grünburger Straße 95. 
 

§ 2 
 

Die Straße ist im Vermessungsplan vom Amt der Oö. Landesregierung, Maßstab 1:1000, 
GZ: 6538-2B/09, dargestellt, der vor Erlassung dieser Verordnung während vier Wochen im 
Gemeindeamt zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist und während der Parteienver-
kehrszeiten von jedermann eingesehen werden kann. 
 

§ 3 
 
Diese Verordnung wird gem. § 94 Abs. 1 Oö. Gemeindeordnung 1990 während zwei Wo-
chen kundgemacht und wird mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag 
rechtswirksam.  
 
Beschlussantrag: 
GR Hager Johann stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die vorliegende Verord-
nung betreffend die Widmung der Verkehrsfläche, im Bereich der Liegenschaft „Grün-
burger Straße 95“, für den Gemeingebrauch, ihre Einreihung als Güterweg und Be-
nennung beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
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23.Bogenhub - Verordnung für die Widmung einer öffentlichen Verkehrs-
fläche für den Gemeingebrauch und ihre Einreihung als Güterweg und 

Benennung 
 
Sachverhalt: 
GR Hager Johann verliest den vorbereiteten Amtsvortrag wie folgt: 
 
Die Marktgemeinde Ternberg widmet die bereits errichtete öffentliche Straße Parz. Nr. 93/2, 
KG. Ternberg, die der verkehrsmäßigen Erschließung der landwirtschaftlichen Liegenschaft 
„Bogenhub“ dient, für den Gemeingebrauch, wird als Güterweg eingereiht und erhält den 
Namen „Bogenhub Haupttrasse“. 
 
Der Vermessungsplan vom Amt der Oö. Landesregierung, Maßstab 1:1000, GZ: 6538-
2C/09, der als Grundlage für die zu erlassende Verordnung dient, wurde in der Zeit vom 12. 
September 2016 bis einschließlich 11. Oktober 2016 zur öffentlichen Einsichtnahme aufge-
legt. 
 
Einwände wurden nicht vorgebracht. 
 
Es wurde folgende Verordnung vorbereitet: 
 

V e r o r d n u n g 
 

über die Widmung einer öffentlichen Verkehrsfläche für den Gemeingebrauch, ihre Einrei-
hung als Güterweg und Straßenbenennung. 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ternberg hat am 18. Oktober 2016 gemäß  
§ 11 Absatz 1 Oö. Straßengesetz 1991 idgF. in Verbindung mit den §§ 40 Abs. 2 Ziffer 4 und 
43 Oö Gemeindeordnung 1990 idgF. beschlossen: 
 

§ 1 
 

Die Marktgemeinde Ternberg widmet die bereits errichtete öffentliche Straße, Parz. Nr. 93/2, 
KG. Ternberg, für den Gemeingebrauch, wird als Güterweg eingereiht und erhält den Namen 
„Bogenhub Haupttrasse“.  
 
Diese Straße dient vorwiegend der Erschließung der landwirtschaftlichen Liegenschaft 
„Maireben 35“. 

§ 2 
 

Die Straße ist im Vermessungsplan vom Amt der Oö. Landesregierung, Maßstab 1:1000, 
GZ: 6538-2C/09, dargestellt, der vor Erlassung dieser Verordnung während vier Wochen im 
Gemeindeamt zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist und während der Parteienver-
kehrszeiten von jedermann eingesehen werden kann. 
 

§ 3 
 
Diese Verordnung wird gem. § 94 Abs. 1 Oö. Gemeindeordnung 1990 während zwei Wo-
chen kundgemacht und wird mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag 
rechtswirksam.  
 
Beschlussantrag: 
GR Hager Johann stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die vorliegende Verord-
nung betreffend die Widmung der Verkehrsfläche, im Bereich der Liegenschaft 
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„Maireben 35“, für den Gemeingebrauch, ihre Einreihung als Güterweg und Benen-
nung beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Der Antrag wird einstimmig durch Handerheben angenommen. 
 
 

24.Allfälliges 
Budgetplanungen 2017 
AL Mag. Hochmuth berichtet, dass im Finanzausschuss besprochen wurde, dass die einzel-
nen Ausschüsse über Budgetplanungen für das nächste Jahr beraten sollen. Die Budgeter-
stellung ist schon relativ weit fortgeschritten und ist es nicht notwendig, dass jeder Aus-
schuss deswegen noch eine Sitzung im heurigen Jahr abhält. 
Jüngbürgerfeier, Ehrungen etc. werden automatisch ins Budget aufgenommen. Wenn je-
mand noch ein Projekt hat, das besonders ist, dann bitte noch bekannt geben. Dieses wird 
dann so weit es finanziell machbar ist, noch ins Budget aufgenommen. 
 
Bundespräsidentenwahl 2016 
AL Mag. Hochmuth teilt mit, dass es für jene Gemeinderäte, die bei der Wahl am 04.12.2016 
tätig sind, vom Bundesministerium ein E-Learningmodul für die nächste Wahl gibt es. Es gibt 
dazu einen Link, wenn jemand möchte, kann er sich das dort anschauen. 
 
Betriebsförderungen 
Bgm. Steindler ersucht den Wirtschaftsausschuss, dass rasche Lösungen für Betriebsförde-
rungen gefunden werden, da schon zwei Ansuchen diesbezüglich eingelangt sind und zwar 
von der Fa. MWS Hightec und vom Lagerhaus. 
 
Gesunde Gemeinde 
Der Bürgermeister teilt mit, dass im Rahmen der Gesunden Gemeinde am 30.10.2016 ein 
Wandertag stattfindet. Es geht um 10.30 Uhr  beim Bahnhof Ternberg los und führt über den 
Bäckengraben, Zeilermayr und dann zum Sternwirt, wo eingekehrt wird. Dann zurück über 
Stubauer und Sieberlbach bis zum Sebinger.  
 
Hubertuskapelle 
Vize-Bgm. Felberbauer teilt mit, dass die Jägerschaft wegen einer finanziellen Unterstützung 
für die Sanierung der Hubertuskapelle ansuchen wird. Dies sollte vom Kulturausschuss bera-
ten werden. 
 
Bauernmarkt 
Vize-Bgm. Felberbauer fragt, ob in Ternberg auch ein derartiges Schild für den Bauernmarkt 
gemacht werden könnte, wie es Hr. Ing. Sperlbauer in Schlierbach gesehen hat. 
 
Montagsakademie 
GR Ing. Stögmüller teilt mit, dass er im TDZ Reichraming am Montag bei der Montagsaka-
demie war. Es werden in regelmäßigen Abständen Vorträge eines Professors von Graz nach 
Reichraming übertragen, im Anschluss kann man auch online nach dem Vortrag Fragen stel-
len bzw. gibt es auch Diskussionen. Die Vorträge sind qualitativ hochwertig. Er hat Pro-
gramme mit, wenn jemand Interesse hat, kann er sich welche nehmen. 
 
Sanierung Sportplatzstraße 
GR Wasserbauer nimmt Bezug auf die letzte GR-Sitzung zur Sanierung der Sportplatzstraße 
und zitiert Bgm. Steindler, der gesagt hat, wenn Geld übrig bleibt, wird dieses für den Orts-
platz verwendet. Er will wissen, wie viel bleibt wirklich übrig und wie hoch sind die Kosten 
tatsächlich. 
Weiters ist auch die Finanzierung interessant. Er hat von extrem hohen Kosten gehört. 
Was wurde wirklich letztes Mal beschlossen. 
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Bgm. Steindler erklärt, dass beschlossen wurde, die Sportplatzstraße zu sanieren. Im Nach-
hinein hat sich herausgestellt, dass eine Entwässerung eingebaut werden muss. Diese ist 
aber so umfangreich, dass eine wasserrechtliche Bewilligung notwendig ist. Die Kosten sind 
deswegen extrem hoch und zwar werden diese rund 120.000,-- ausmachen. Es ist geplant, 
einen Antrag auf eine wasserrechtliche Verhandlung zu stellen. Man weiß aber nicht, wie 
lange man auf einen Termin wartet. Diese Entwässerung muss unbedingt vor der Sanierung 
der Straße durchgeführt werden. 
Das Geld, was nicht für diesen Straßenbau verwendet wird, soll für den Ortsplatz genommen 
werden. Diese Tragweite war aber nicht absehbar. 
 
GR Ing. Stögmüller wundert sich, weil genau diese Bedenken wegen der Entwässerung 
schon in der letzten GR-Sitzung von der ÖVP angesprochen wurden, weil die Entwässerung 
als zu niedrig veranschlagt wurde. Dafür wurden sie sogar beschimpft. 
 
GV Blasl gibt zu bedenken, dass es sehr wichtig ist, zuerst eine Kostenschätzung machen zu 
lassen. Das hat man ja schon in der Vergangenheit gesehen. Für ihn ist der Ortsplatz und 
das Ortsbild vorrangig, auch hier gehört eine ordentliche Planung mit Kostenschätzung her, 
bevor man wieder was beschließt. 
Der Ortsplatz ist stark befahren und wird auch für diverse Feierlichkeiten wie z.B. Marktfest 
benützt und sollte deshalb auch eine rasche Renovierung in die Wege geleitet werden. 
Die Sanierung der Sportplatzstraße soll erst im Anschluss daran durchgeführt werden. 
 
Plakat Ortseinfahrt 
GR Richter teilt mit, dass bei der Disco C4 ein Plakat steht, das sie persönlich sehr stört. Es 
steht drauf „make love“ und ist dementsprechend dargestellt. Kann man dagegen was unter-
nehmen? 
 
Ehrungen 
GV Steindler Günther ersucht, dass sich alle Fraktionen bei der letzten GR-Sitzung Zeit 
nehmen, weil im Anschluss daran die Ehrungen im Standesamt durchgeführt werden. Es 
wird ein Buffet und Getränke geben. Es sollen schon alle Gemeinderäte anwesend sein, weil 
dies ein Zeichen der Wertschätzung gegenüber den zu Ehrenden ist. 
 
Ortsplatz 
GV Steindler teilt mit, dass bei der nächsten Kulturausschusssitzung alle  Ausschussobleute 
eingeladen  werden zum Thema Ortsplatz, wo es eine Darlegung des Ist-Standes bzw. der 
Planungen geben soll. Er stellt sich vor, dass man dann einen externen Sachverständigen 
dazu einlädt und mit diesem die weitere Vorgangsweise bespricht und auch die Gestaltung 
des Ortsplatzes dort inkludiert. 
 
GR Wasserbauer bemerkt, dass sich Ternberg für die Ortsbildmesse bewerben wird. Er 
glaubt schon, dass man sich zum Ziel setzen muss, bis dorthin wieder einen ordentlichen 
und schönen Ortsplatz zu haben und dahingehend was zu unternehmen. 
 
Bgm. Steindler erklärt, dass man sich bis jetzt nur beworben hat und dies aber nicht vor 2019 
stattfinden wird, weil dann wieder das Traunviertel als Veranstalter auftreten wird. Bis zu die-
sem Zeitpunkt ist schon geplant, dass der Ortsplatz wieder repariert ist. 
 
GV Steindler gibt zu bedenken, dass die Durchführung einer Ortsbildmesse in Ternberg auch 
was kostet. 
 
Der Bürgermeister teilt mit, dass die Kosten zwischen 18.000,-- und 20.000,-- liegen werden, 
es gibt aber eine Unterstützung vom Land dafür. 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung: 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte 
Sitzung vom  14.07.2016  wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht 
mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um  20.45  Uhr. 
 
 
 

 Bgm Leopold Steindler eh Ursula Sparr eh 
  (Vorsitzender)  (Schriftführerin) 
 
 
 
Eine Ausfertigung der nicht genehmigten Verhandlungsschrift wurde gem. § 54 (4) Oö. Ge-
meindeordnung am  25.10.2016  an die Fraktionsobleute zugestellt. 
 
 
 

 
Genehmigungsvermerk 

 
Es wird hiermit beurkundet, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 15.12.2016 keine Einwendungen erhoben wurden / Einwendungen erhoben wurden, 
denen nicht Rechnung getragen wurde / Einwendungen erhoben wurden und die Verhand-
lungsschrift aufgrund des Beschlusses über diese Einwendungen entsprechend geändert 
wurde (siehe TOP). 
 
 
Ternberg, am 15.12.2016 

 Bgm Leopold Steindler eh 
  (Vorsitzender) 
 
 
 

 EGR Manfred Kammerhuber eh GV Sabine Neu MA.MA. 
  (ÖVP-Gemeinderatsmitglied)  (SPÖ-Gemeinderatsmitglied) 
 
 
 

 GV Edgar Blasl GR Johannes Altrichter eh 
  (FPÖ-Gemeinderatsmitglied)  (GRÜNE-Gemeinderatsmitglied) 
 
 

 
 
 


